
  

 

8357/18   /pg  

 DG G 2A  DE 
 

 

 

Rat der 
Europäischen Union  

 
 
 
 
 
 
Brüssel, den 4. Mai 2018 
(OR. en) 
 
 
8357/18 
 
 
 
 
CADREFIN 39 
RESPR 5 
POLGEN 53 
FIN 345 

 

 

Interinstitutionelles Dossier: 
2018/0135 (CNS) 

 

  

 

VORSCHLAG 

Absender: Herr Jordi AYET PUIGARNAU, Direktor, im Auftrag des Generalsekretärs 
der Europäischen Kommission 

Eingangsdatum: 4. Mai 2018 

Empfänger: Herr Jeppe TRANHOLM-MIKKELSEN, Generalsekretär des Rates der 
Europäischen Union 

Nr. Komm.dok.: COM(2018) 325 final 

Betr.: Vorschlag für einen BESCHLUSS DES RATES über das 
Eigenmittelsystem der Europäischen Union 

  

Die Delegationen erhalten in der Anlage das Dokument COM(2018) 325 final. 

 

Anl.: COM(2018) 325 final 



 

DE   DE 

 

 

 
EUROPÄISCHE 
KOMMISSION  

Brüssel, den 2.5.2018 

COM(2018) 325 final 

2018/0135 (CNS) 

 

Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES RATES 

über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union 

{SWD(2018) 172 final}  



 

DE 1  DE 

BEGRÜNDUNG 

1. EINFÜHRUNG – GRÜNDE FÜR REFORMEN 

1.1. Ein Finanzierungssystem, das seit 1988 nicht mehr reformiert wurde   

Der Vorschlag für den nächsten Zeitraum des mehrjährigen Finanzrahmens bietet die 
Gelegenheit zur Modernisierung des Finanzrahmens der EU. Wie in der Mitteilung „Ein 

moderner Haushalt für eine Union, die schützt, stärkt und verteidigt: Mehrjähriger 
Finanzrahmen 2021-2027“

1
 erwähnt, steht die Union vor der Notwendigkeit, neue Prioritäten 

der Union und europäische Gemeingüter zu finanzieren. Gleichzeitig stellen wirtschaftliche 
Veränderungen und die Globalisierung die nationalen Steuersysteme vor neue 

Herausforderungen, und es können auf EU-Ebene finanzielle Anreize zur Stärkung neuer 
politischer Ansätze geschaffen werden. Überdies gab es zahlreiche Forderungen nach einer 
Reform der Einnahmenseite des Haushalts, um diese klarer, fairer und transparenter zu 
gestalten. 

In diesem Zusammenhang kann die Einnahmenseite des EU-Haushalts nicht losgelöst von den 
wichtigsten Entwicklungen der EU betrachtet werden. Ein deutlicherer Schwerpunkt auf 
öffentlichen Gütern von europäischer Dimension sowie eine effiziente und solide Verwaltung 
der öffentlichen Finanzen müssen zu einem Merkmal der Ausgabenseite des EU-Haushalts 

aber auch zur Richtschnur für Revisionen auf der Einnahmenseite werden. 

Der Umfang des EU-Haushalts wird eher durch die Ausgabenseite bestimmt als durch die 
Verfügbarkeit von Einnahmen. Dies bedeutet, dass die Einnahmenseite des Haushalts 
weitgehend automatisch gemäß den in den Rechtvorschriften über die Eigenmittel 

festgelegten Regeln an das Ausgabenniveau angeglichen wird. Insgesamt muss das 
sogenannte Eigenmittelsystem einen verlässlichen und belastbaren Rahmen liefern, durch den 
der Grundsatz des Haushaltsausgleichs vollständig eingehalten wird.  

Das derzeitige Eigenmittelsystem stützt sich auf drei Haupteinnahmequellen: i) die 

sogenannten traditionellen Eigenmittel (insbesondere Zölle), ii) auf der Mehrwertsteuer 
basierende Eigenmittel und iii) Eigenmittel auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens. 
Während die traditionellen Eigenmittel eine direkte Einkommensquelle für den Haushalt der 
EU darstellen und daher als „echte“ EU-Eigenmittel eingestuft wurden, handelt es sich bei 

den beiden letzteren Einnahmearten im Wesentlichen um nationale Beiträge, die dem EU-
Haushalt von den Mitgliedstaaten zur Verfügung zu stellen sind. Die Eigenmittel auf 
Grundlage des Bruttonationaleinkommens wurden als abschließender Baustein des 
Eigenmittelsystems der Union zur „Restfinanzierung“ eingeführt, um die vollständige 

Finanzierung der vereinbarten Ausgaben sicherzustellen. Mit der Zeit sind sie jedoch zum 
Hauptbestandteil des Systems geworden. Auf sie entfallen über 70 % der Einnahmen der EU. 
Sie sorgen für Stabilität und Hinlänglichkeit, verfestigen jedoch durch ihre dominierende 
Stellung die Wahrnehmung, dass die nationalen Beiträge zum EU-Haushalt ein reiner 

Kostenfaktor seien. 

Das Gesamtfinanzierungssystem hat sich als nur schwer reformierbar erwiesen. Nach 
Artikel 311 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union „stattet sich [die 
Union] mit den erforderlichen Mitteln aus, um ihre Ziele erreichen und ihre Politik 

durchführen zu können.“ Der auf diesem Artikel beruhende Eigenmittelbeschluss liefert eine 

                                              
1
 COM(2018) 321. 



 

DE 2  DE 

solide Rechtsgrundlage für das System zur Finanzierung des EU-Haushalts. Um diesen hohen 
Ansprüchen gerecht zu werden, sind eine einstimmige Zustimmung der Mitgliedstaaten und 
eine Ratifizierung durch die nationalen Parlamente erforderlich. Dies stellt gleichzeitig eine 

hohe Verfahrenshürde dar, die die Entscheidungsträger auch dann überwinden müssen, wenn 
die Gründe für eine Reform eine Mehrheit überzeugen. Es ist kein Zufall, dass die letzte 
bedeutende, qualitative Veränderung des Eigenmittelsystems der Union in den 1980er Jahren 
stattgefunden hat, als mit der Verabschiedung der sogenannten Delors-Pakete die auf dem 

Bruttonationaleinkommen basierende Komponente eingeführt wurde, um die 
Ausgabensteigerung durch die Umsetzung des Binnenmarktes und die Erweiterung um neue 
Mitgliedstaaten aufzufangen.  

2011 schlug die Kommission neue Eigenmittelkategorien vor, um die Mitgliedstaaten vor 
dem Hintergrund der Finanzkrise in ihren Bemühungen um Haushaltskonsolidierung zu 
unterstützen.

2
 Die Eigenmittel auf Grundlage der Mehrwertsteuer sollten vereinfacht und eine 

neue Eigenmittelkategorie auf der Grundlage einer Finanztransaktionssteuer geschaffen 
werden. Das Europäische Parlament unterstützte die Vorschläge der Kommission. Die 
notwendige einstimmige Zustimmung der Mitgliedstaaten konnte zwar nicht erreicht werden, 
doch herrschte weitgehendes Einverständnis darüber, dass Reformbedarf bestand. Der 

Europäische Rat erkannte in seinen Schlussfolgerungen vom 7. und 8. Februar 2013 an, dass 
eine Verbesserung des Systems möglich war, und rief den Rat der EU auf, die Arbeit an den 
Vorschlägen der Kommission fortzusetzen.  

1.2. Die Notwendigkeit von Reformen 

Die Hochrangige Gruppe „Eigenmittel“ wurde im Rahmen der endgültigen Einigung über den 
mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2020 im Dezember 2013 eingerichtet, als das Europäische 
Parlament, der Rat und die Kommission eine „gemeinsame Erklärung zu den Eigenmitteln“ 
verabschiedeten. Der gemeinsamen Erklärung zufolge erforderte die Frage der Eigenmittel 

weitere Arbeit und die Einberufung einer interinstitutionellen hochrangigen Gruppe, welche 
eine allgemeine Überarbeitung des Eigenmittelsystems der Union vornehmen sollte. Im 
Dezember 2016 legte die Gruppe ihren Abschlussbericht vor.

3
 Sie empfahl unter anderem die 

Einführung neuer, mit der EU-Politik enger verknüpfter Eigenmittelkategorien und die 
Einstellung des Korrekturmechanismus.  

Im Juni 2017 verabschiedete die Kommission ein Reflexionspapier über die Zukunft der EU-

Finanzen.
4
 In dem Papier wird eine Reihe von Optionen vorgeschlagen, um die Eigenmittel 

sichtbarer mit der EU-Politik zu verknüpfen, insbesondere mit dem Binnenmarkt und dem 
Ziel des nachhaltigen Wachstums. Dem Papier zufolge sollte bei der Einführung neuer 
Eigenmittelkategorien i) auf ihre Transparenz, Einfachheit und Stabilität, ii) auf ihre 

Vereinbarkeit mit den politischen Zielen der EU,  iii) auf ihre Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit und das nachhaltige Wachstum sowie iv) auf ihre gerechte Aufteilung 
zwischen den Mitgliedstaaten geachtet werden. Im Februar 2018 bekräftigte die Kommission, 
dass eine Reform der Einnahmenseite des EU-Haushalts dazu beitragen würde, die 

Diskussion stärker auf die Ziele und auf jene Bereiche zu fokussieren, in denen die EU einen 
echten Mehrwert erbringen kann.

5
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Im März 2018 nahm das Europäische Parlament eine Entschließung zu der Reform des 
Eigenmittelsystems der Europäischen Union

6
 an. Entsprechend den Hauptaussagen des 

endgültigen Berichts der Hochrangigen Gruppe „Eigenmittel“ (im Folgenden „Monti-

Bericht“) werden in der Entschließung die Mängel bei der derzeitigen Finanzierung des EU-
Haushalts hervorgehoben, und es wird für weitreichende Reformen geworben, insbesondere 
für die Einführung neuer Kategorien von Eigenmitteln und die Abschaffung aller 
Korrekturmechanismen.  

1.3. Vorschlag für eine Reform des Finanzierungssystems: Bewältigung der 
wirtschaftlichen und ökologischen Herausforderungen an die EU 

Heutzutage erfordern die verschiedenen politischen Prioritäten mit Auswirkungen auf den 
Haushalt und der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU besondere Aufmerksamkeit 

für die Architektur des Eigenmittelsystems der Union. Digitalisierung, Globalisierung und 
sonstige wirtschaftliche Entwicklungen bringen außerdem Herausforderungen für die 
nationalen statistischen Stellen mit sich. Es ist daher zu erwarten, dass die Daten zum 
„Bruttonationaleinkommen“ einschneidender und häufiger korrigiert werden, damit sie das 

Nationaleinkommen der verschiedenen Volkswirtschaften angemessen widerspiegeln. Im 
allgemeinen steuerlichen Kontext haben Marktintegration, freier Kapitalverkehr und die 
Zunahme immaterieller Vermögenswerte Fragen aufkommen lassen, ob eine Besteuerung im 
nationalen Rahmen geeignet ist, den Entwicklungen in diesen Bereichen angemessen zu 

begegnen. Schließlich bringen Klimawandel und Umweltverschmutzung negative externe 
Effekte hervor, die eine Antwort auf EU-Ebene wenn nicht gar auf globaler Ebene erfordern.  

Über die Grundanforderung, für ausreichende Einnahmen zur Deckung der Ausgaben zu 
sorgen, hinaus sollte das Eigenmittelsystem der Union reformiert werden, damit es zur 
Bewältigung dieser neuen Herausforderungen beitragen kann, und es sollte so gestaltet 
werden, dass sein Zweck sich nicht auf gleichmäßig fließende Einnahmen für den Haushalt 

beschränkt. Aufbauend auf dem bestehenden Finanzierungssystem schlägt die Kommission 
außerdem vor, die Einnahmenseite des EU-Haushalts durch Vereinfachung der derzeitigen 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel, durch Diversifizierung der Einnahmequellen und durch 
verstärkte Nutzung von Synergien zwischen dem Haushalt der EU und den Haushalten der 
Mitgliedstaaten zu modernisieren.  

Durch den vorliegenden Vorschlag wird keine neue Steuer für die EU-Bürgerinnen und -

Bürger geschaffen. Die EU ist nicht befugt, Steuern zu erheben. Bei der Einführung neuer 
Kategorien von Eigenmitteln bleibt daher die Steuerhoheit der Mitgliedstaaten voll gewahrt. 
Bestehende steuerliche Instrumente werden hauptsächlich auf nationaler Ebene eingesetzt, 
allerdings stellt die Europäische Union in bestimmten Bereichen Vorschriften auf, um die 

Anwendung der Steuern zu harmonisieren. Dies schafft mehr Fairness für die Bürgerinnen 
und Bürger sowie die Unternehmen in den verschiedenen EU-Ländern und ermöglicht das 
Einbringen von Haushaltseinnahmen, die von den Behörden der Mitgliedstaaten nicht 
eingebracht werden können. Die Zuweisung eines Anteils an bestimmten, harmonisierten 

Besteuerungsgrundlagen oder anderen in der EU-Politik oder im EU-Recht verankerten 
Quellen an den Haushalt der EU ist eine Möglichkeit zur Verbesserung der Synergien 
zwischen der EU und den nationalen Volkswirtschaften.   

Der vorliegende Vorschlag bleibt durch den Grundsatz des ausgeglichenen Haushalts einer 

strikten Haushaltsdisziplin verpflichtet. Die Interaktion zwischen verschiedenen Eigenmitteln 
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stellt jedoch eine potenzielle Quelle von Synergien dar, die bislang nicht ausgeschöpft wurde. 
Dadurch werden die Möglichkeiten, die der Vertrag bietet, insofern besser genutzt, als 
verschiedene Arten von Eigenmitteln – nationale Beiträge, ein Anteil an bestehenden oder 

künftigen Steuern sowie echte Einnahmen der EU – einander ergänzende und verstärkende 
Vorteile bieten. Durch Diversifizierung der Einnahmequellen wird der EU-Haushalt 
belastbarer und anpassungsfähiger, was letztlich allen Mitgliedstaaten zugutekommt. 

Durch den vorliegenden Vorschlag werden Schlüsselelemente des bestehenden 
Finanzierungssystems der EU vereinfacht und transparenter gestaltet. Die bestehenden 
Eigenmittel werden geändert und modernisiert. Die von den Mitgliedstaaten einbehaltenen 

Erhebungskosten werden von 20 % auf ihre ursprüngliche Höhe von 10 % reduziert. Ein 
Übergangsmechanismus wird das Auslaufen der Korrekturen begleiten. 

Schließlich erfordert die Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion eine spezifische 
Antwort auf die Frage, wie wirtschaftliche Schocks abgefedert werden können. Angesichts 

des beabsichtigten Anwendungsbereichs und Zwecks der Europäischen 
Investitionsstabilisierungsfunktion schlägt die Kommission vor, als Beitrag zur Finanzierung 
der Zuschusskomponente der Europäischen Investitionsstabilisierungsfunktion einen Betrag 
proportional zu den jährlich im Eurosystem erzielten monetären Einkünften zur Verfügung zu 

stellen. Diese Beträge werden von den teilnehmenden, dem Euro-Währungsgebiet 
angehörenden Mitgliedstaaten erhoben und im EU-Haushalt als externe zweckgebundene 
Einnahmen ausgewiesen. 

Die Kommission schlägt Folgendes vor: 

1. Modernisierung der bestehenden Eigenmittel, indem 

 die Zölle als traditionelle Eigenmittel der EU unverändert gelassen werden, 

der von den Mitgliedstaaten als „Erhebungskosten“ einbehaltene Anteil jedoch 
auf 10 % reduziert wird, 

 die auf dem Bruttonationaleinkommen basierenden Eigenmittel beibehalten 
und weiter als Mittel zum Ausgleich verwendet werden, 

 die auf der Mehrwertsteuer basierenden Eigenmittel vereinfacht werden; 

2. Einführung eines Korbs neuer Eigenmittelkategorien, bestehend aus: 

 ein Anteil der erneut vorgeschlagenen gemeinsamen konsolidierten 

Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage  (die mit der Verabschiedung der 
erforderlichen Rechtsvorschriften Schritt für Schritt eingeführt werden soll); 
Damit wird die Finanzierung des EU-Haushalts direkt mit den Vorzügen des 
Binnenmarkts verknüpft, die den dort tätigen Unternehmen zugutekommen.  

 ein Anteil der Versteigerungseinnahmen aus dem Emissionshandelssystem 

der Europäischen Union: Das europäische Emissionshandelssystem ist ein 

zentrales Instrument der EU zur kostenwirksamen Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen und ist direkt mit der Funktionsweise des 
Binnenmarkts verbunden; 

 ein nationaler Beitrag, der anhand der anfallenden nicht wiederverwerteten 

Verpackungsabfälle aus Kunststoff berechnet wird. Hierdurch wird für die 

Mitgliedstaaten ein Anreiz geschaffen, Verpackungsmüll zu reduzieren und 
durch die Umsetzung der europäischen Strategie für Kunststoffe Europas 
Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft voranzubringen. 
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3. Einführung des Grundsatzes, dass zukünftige Einnahmen, die sich unmittelbar aus 
der EU-Politik ergeben, dem EU-Haushalt zufließen sollten; 

4. Auslaufen der Korrekturmechanismen; 

5. Erhöhung der Eigenmittelobergrenze. 

2. MODERNISIERUNG DER BESTEHENDEN EIGENMITTEL 

2.1. Beibehaltung der Zölle (traditionelle Eigenmittel) mit geringeren 
Erhebungskosten 

Die heutzutage hauptsächlich aus Zöllen bestehenden „traditionellen Eigenmittel“ fließen dem 
EU-Haushalt unmittelbar zu, und es wird allgemein angenommen, dass sie ein „natürliches“ 

Ergebnis des Funktionierens der Zollunion und der gemeinsamen Handelspolitik sind. Zölle 
werden auf Einfuhren von Waren aus Drittländern erhoben; die Zollsätze sind im 
Gemeinsamen Zolltarif festgelegt.

7
  

Die derzeitigen Erhebungskosten von 20 % für Zölle können als höher gelten als das, was 
tatsächlich notwendig wäre, um einen geeigneten Anreiz für die sorgfältige Zollerhebung 
durch die nationalen Behörden im Namen der Union zu schaffen. Es wird daher 

vorgeschlagen, den Anteil, den die Mitgliedstaaten als Erhebungskosten einbehalten dürfen, 
auf die traditionelle Höhe von 10 % zu senken und gleichzeitig die finanzielle Unterstützung 
für eine stärker an den tatsächlichen Bedürfnissen ausgerichtete Ausrüstung und 
Informationstechnologieausstattung des Zolls zu verstärken. 

Die Beträge der erhobenen Zölle und die Intensität der Kontrollen weisen eine 
unterschiedliche Tendenz auf. Den neuesten Zahlen zur Leistung der Zollunion zufolge sind 

die Kontrollraten in den letzten Jahren zurückgegangen, während die Einbehaltungssätze 
gleichzeitig von 10 % auf 25 % stiegen. 2016 wurden unionsweit 2,1 % der Einfuhren bei der 
Zollabfertigung kontrolliert, aber diese Rate ist von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat sehr 
unterschiedlich. Die Anwendung vereinfachter Verfahren und die Automatisierung tragen 
außerdem zu einer höheren Kosteneffizienz der Kontrollen bei. 

Überdies dienen die von den Mitgliedstaaten als Erhebungskosten einbehaltenen Beträge 

nicht immer der direkten Unterstützung von Zollaktivitäten. Neueste Entwicklungen zeigen, 
dass in den nationalen Verwaltungen weniger Personal für die Durchführung von Kontrollen 
zur Verfügung steht

8
, was bedeutet, dass nur ein begrenzter Teil der verfügbaren Ressourcen 

für Zollverfahren und Zollprüfungen verwendet wird.  

2.2. Beibehaltung der auf dem Bruttonationaleinkommen basierenden Eigenmittel 
und ihre Ergänzung, damit sie die EU-Dimension besser widerspiegeln 

Die auf dem Bruttonationaleinkommen beruhenden Eigenmittel stellen heute den Großteil der 
Einnahmen des EU-Haushalts. Die Vorzüge der Stabilität, der Hinlänglichkeit und der 

Anpassungsfähigkeit der derzeitigen Eigenmittel – welche insbesondere durch die auf dem 
Bruttonationaleinkommen basierenden Restfinanzierungsbeiträge sichergestellt werden – 

                                              
7
 Die Mitgliedstaaten erheben die Zölle im Namen der EU und stellten sie nach Abzug eines 

zwanzigprozentigen Anteils, der als Erhebungskosten einbehalten werden darf, der Kommission zur 
Verfügung. Dieser Anteil, der von 1970 bis 2000 nur 10 % betrug, wurde ab 2001 auf 25 % erhöht. Als 

Ergebnis eines politischen Kompromisses im Anschluss an den Vorschlag der Kommission, ihn wieder 
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werden nicht bestritten. Diese Eigenmittel sollen daher weiterhin das Fundament der 
Einnahmenseite des EU-Haushalts bilden. 

Die neuesten wirtschaftlichen Entwicklungen bedeuten jedoch insofern eine Herausforderung 
für die nationalen Behörden, als es das Bruttonationaleinkommen, die erste Grundlage für die 
Bewertung des Wohlstandes, genau zu messen gilt. Globalisierung und technischer Wandel 

haben zu tief greifenden Veränderungen in den Unternehmensstrukturen und der 
Lokalisierung der Produktion geführt. Die nationalen Behörden stehen vor Herausforderungen 
durch die Entmaterialisierung zahlreicher Dienstleistungen, die rasche Ausbreitung des 
elektronischen Handels, die steigende Bedeutung immaterieller Vermögenswerte sowie die 

starken und raschen Schwankungen bei ausländischen Kapitalinvestitionen. Die 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen können beispielsweise beeinträchtigt werden, wenn 
große multinationale Unternehmen auf steuerliche oder regulatorische Anreize hin schnelle 
und massive grenzüberschreitende Übertragungen von immateriellen Vermögenswerten 
beschließen.

9
  

Da diese Entwicklungen von den nationalen Körperschaftssteuersystemen oder sonstigen 

Datenquellen nicht immer erfasst werden, bedeutet dies letztlich eine Herausforderung sowohl 
für die Finanzverwaltungen der Mitgliedstaaten als auch für die nationalen statistischen 
Stellen. Dies ist einer der Gründe, warum die Kommission Initiativen zur gemeinsamen 
konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage und für eine faire Besteuerung der 

digitalen Wirtschaft auf den Weg gebracht hat. Die gemeinsame konsolidierte 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage wird das Funktionieren des Binnenmarktes 
verbessern und Effizienzmängel sowie Verzerrungen durch Steuerplanung und hohe 
Befolgungskosten verringern. Die Steuer auf digitale Dienstleistungen ist eine Interimslösung 

für das Problem, dass die derzeitigen Körperschaftssteuervorschriften der digitalen Wirtschaft 
nicht angemessen sind. 

Vor diesem Hintergrund besteht Spielraum für die Ergänzung der auf dem 
Bruttonationaleinkommen basierenden Eigenmittel und die Verringerung ihrer Gewichtung 
innerhalb des Unionshaushalts durch Einführung einer vielfältigen und belastbaren Korbs von 
Eigenmitteln, die unmittelbar mit den Zuständigkeiten und Zielen der Union verknüpft sind. 

Diese neuen Einnahmen werden zusätzliche Elemente mit sich bringen, die die 
Konjunkturschwankungen in den Mitgliedstaaten besser widerspiegeln und somit die 
Verhältnismäßigkeit, die Fairness und die stabilisierende Wirkung des EU-Haushalts 
verstärken.  

Um die Hinlänglichkeit, die Stabilität und die Vorhersehbarkeit der Einnahmen zu wahren, 
soll der Beitrag auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens die „ausgleichende“ 

Einnahmequelle bleiben, d. h. diejenige, deren Abrufsatz sich nach dem Gesamtbedarf an 
Einnahmen zur Deckung der Ausgaben richtet, nachdem sonstige Einnahmen und die übrigen 
Eigenmittel berücksichtigt wurden. Die auf dem Bruttonationaleinkommen basierenden 
Eigenmittel stellen somit sicher, dass der Gesamthaushalt der Union stets ex ante, d.  h. zum 

Zeitpunkt der Verabschiedung, ausgeglichen ist. Durch einen Korb von Eigenmitteln wird die 
ausgleichende Rolle der auf dem Bruttonationaleinkommen basierenden Eigenmittel betont 
und eine gerechte Lastenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten gewährleistet. 
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DE 7  DE 

2.3. Vereinfachung der Mehrwertsteuer-Eigenmittel 

Eine auf der Mehrwertsteuer beruhende Komponente ist seit 1980 fester Bestandteil des 
Eigenmittelbeschlusses und sorgt dafür, dass der EU-Haushalt mit dem Binnenmarkt und der 
Steuerharmonisierung verknüpft ist. Die Bemessungsgrundlage der Steuer ist ausreichend 
breit, um stabile und vorhersehbare Einnahmen zu gewährleisten.  

Im derzeitigen System sind die Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlagen aller Mitgliedstaaten 
gemäß den EU-Vorschriften harmonisiert. Dies erfordert zahlreiche Berichtigungen und 

Kompensationen sowie die umständliche Berechnung eines gewogenen mittleren Satzes. 
Diese Grundlagen werden dann auf 50 % der auf dem Bruttonationaleinkommen beruhenden 
Grundlage begrenzt, um die regressiven Aspekte der auf der Mehrwertsteuer basierenden 
Eigenmittel zu beseitigen. Schließlich wird auf die harmonisierte Mehrwertsteuergrundlage 

jedes Mitgliedstaats ein einheitlicher Satz von 0,3 % erhoben außer in Deutschland, den 
Niederlanden und Schweden, für die ein reduzierter Abrufsatz gilt. 

Die vorgeschlagene Vereinfachung stützt sich auf folgende Grundsätze: i) Konzentration auf 
Leistungen zum Normalsatz, ii) Optimierung des Verfahrens zur Berechnung der 

Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage und iii) Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes 
auf die Normalsatz-Grundlage. Mit diesem neuen Ansatz reagiert die Kommission auf die 
Forderung des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rechnungshofs nach einer 
stärkeren Annäherung der Eigenmittel an die tatsächliche Mehrwertsteuer-

Bemessungsgrundlage und einer erheblichen Vereinfachung der Berechnungen. Dies wird die 
Transparenz erhöhen und die Rechenschaftspflicht stärken. Die vereinfachten 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel werden mit dem Vorschlag der Kommission für einen 
Aktionsplan im Bereich der Mehrwertsteuer und nachfolgenden Vorschlägen

10
 vollständig 

kompatibel sein. 

Die Einnahmen des EU-Haushalts aus den Mehrwertsteuer-Eigenmitteln belaufen sich derzeit 

auf etwa 15 bis 20 Mrd. EUR pro Jahr; dieses Niveau könnte mit der vereinfachten 
Berechnung aufrechterhalten werden, indem der Abrufsatz entsprechend nach oben 
angeglichen wird. 

3. EIN KORB NEUER EIGENMITTELKATEGORIEN 

Die Kommission schlägt die Einführung dreier neuer Eigenmittelkategorien vor. Sie haben 
alle ihre jeweiligen Vorteile und ihre Berechtigung, bringen als Paket aber zusätzlichen 
Gewinn. 

Mit dem „Paketansatz“ werden echte Eigenmittel eingeführt, die mit wichtigen Bereichen der 
EU-Politik, speziell dem Klimawandel, der Umweltpolitik, der Strategie für Kunststoffe, der 
Kreislaufwirtschaft und dem Binnenmarkt, verknüpft sind. Er weist eine starke Verbindung 

zur EU-Politik und zum Mehrwert für die Europäische Union auf. Beispielsweise kann gegen 
das Problem der Aushöhlung der Steuerbemessungsgrundlage und der Gewinnverlagerung auf 
nationaler Ebene allein nicht angemessen vorgegangen werden. In diesem Zusammenhang 
tragen die Initiativen der EU zur Mehrwertsteuer und zur Unternehmensbesteuerung dazu bei, 

gleiche Bedingungen für Unternehmen und Verbraucher zu schaffen. Ebenso können 
Umweltabgaben zur Korrektur negativer externer Effekte und zur Beeinflussung des 
Verhaltens beitragen. Beispielsweise sind der Klimawandel und die Verschmutzung der 
Meere mit Kunststoffabfällen Probleme von globaler Natur, die auf EU-Ebene angegangen 
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 COM(2016) 148 final und nachfolgende Vorschläge. 
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werden müssen, unter anderem durch steuerliche Anreize. Die Europäische Union hat bereits 
EU-Instrumente geschaffen, um diesen Herausforderungen zu begegnen. 

Ein Korb neuer Eigenmittelkategorien wird dem EU-Haushalt frisches Geld verschaffen und 
kann dazu beitragen, die Folgen des Ausscheidens eines wichtigen Nettobeitragszahlers zum 
EU-Haushalt zu bewältigen. Die meisten vorgeschlagenen neuen Einnahmequellen werden 

keine vollständig neuen Einnahmen schaffen, sind jedoch mit der EU-Ebene eng verbunden 
und spiegeln direkt oder indirekt den Mehrwert des Eigenmittelsystems der Union wider. Was 
die geschätzten Einnahmen betrifft, so werden die neuen Eigenmittel einen beträchtlichen 
Anteil des notwendigen Einkommens bereitstellen, jedoch nur einen Teil der auf dem 

Bruttonationaleinkommen basierenden Beiträge ersetzen. Die Steuerbemessungsgrundlagen 
und die Abrufsätze für die Eigenmittel werden so gestaltet sein, dass im Zeitraum zwischen 
2021 und 2027 die neuen Einnahmequellen im Durchschnitt etwa 12 % des Haushalts 
abdecken. 

Ein sich aus der Diversifizierung der Einkommensquellen ergebender Korb neuer 
Eigenmittelkategorien wird das Eigenmittelsystem der Union widerstandsfähiger gegen 

Schwankungen der einzelnen Bestandteile machen. Sie wird auch eine bessere „vertikale“ 
Kohärenz mit den nationalen Haushalten zur Folge haben, da sie Bestandteile enthalten wird, 
die eine direktere Verbindung zur Umwelt-, Verbrauchs- und Unternehmensbesteuerung 
aufweisen. 

Schließlich wird durch einen größeren Korb stärker diversifizierter Eigenmittel den 
Konjunkturschwankungen in den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten stärker Rechnung 

getragen. Die auf dem Bruttonationaleinkommen basierenden Eigenmittel werden als solche 
weiter ihre ausgleichende Rolle spielen, aber ihre Funktion als ausgleichendes Element, d. h. 
ihre Rolle bei der Abmilderung der Schwankungen der verschiedenen Einnahmenbestandteile, 
wird umso ausgeprägter und die Verteilung unter den Mitgliedstaaten umso ausgewogener 

sein. Das Einnahmensystem wird somit für ein gewisses Maß an Lastenverteilung im Rahmen 
einer strikten Haushaltsdisziplin sorgen.  

3.1. Eigenmittel auf der Grundlage einer gemeinsamen konsolidierten 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage  

Eine Eigenmittelkategorie für den EU-Haushalt auf der Grundlage der 
Unternehmensbesteuerung ist schon seit längerem im Gespräch. Seine Rechtfertigung zieht 
sie aus dem engen Zusammenhang mit den Vorzügen des Binnenmarkts, in dem die 
Unternehmen tätig sind. Während die unterschiedlichen Steuersätze in den einzelnen 

Mitgliedstaaten als solche kein größeres Hindernis für eine Eigenmittelkategorie auf der 
Grundlage der Unternehmensbesteuerung darstellen, hinderte eine fehlende harmonisierte 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage die Europäische Union bislang daran, konkrete 
Schritte in diesem Bereich zu unternehmen. Die Vorschläge der Kommission von 2016 für 

eine gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage
11

 und eine gemeinsame 
konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage

12
 werden jedoch nach ihrer Annahme 

für die Schaffung eines harmonisierten Körperschaftsteuer-Systems sorgen und damit das 
Fundament für eine faire und transparente neue Eigenmittelkategorie durch die 
Konsolidierung und Aufteilung der konsolidierten Steuerbemessungsgrundlage schaffen. 

Eine Eigenmittelkategorie auf der Grundlage der Körperschaftsteuer wäre insofern 

gerechtfertigt, als multinationale Unternehmen von den Freiheiten des Binnenmarktes 
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profitieren. Die gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage wird die 
Union bei der Bekämpfung der Steuervermeidung unterstützen. Die Körperschaftsteuer 
könnte einen signifikanten Beitrag zum EU-Haushalt leisten. Sobald eine Einigung über die 

gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage im Sinne der 
Kommissionsvorschläge von 2016 vorliegt, wäre eine neue Eigenmittelkategorie auf dieser 
Grundlage einfach einzuführen. 

Nach den neuen Regelungen wird die Leistung von Beiträgen auf der Grundlage der 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage, d. h. den auf nationaler Ebene zugerechneten 
Unternehmensgewinnen, problemlos möglich sein. Eine gemeinsame konsolidierte 

Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage wird den EU-Haushalt konstant mit relativ hohen 
Einnahmen versorgen, ohne die steuerlichen Vorrechte der Mitgliedstaaten zu verletzen. Bei 
der vorgeschlagenen Eigenmittelkategorie auf der Grundlage einer gemeinsamen 
konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage würde ein Abrufsatz auf die 

gemeinsame konsolidierte Bemessungsgrundlage selbst zur Anwendung kommen. Bei einem 
Abrufsatz von 3 % für die EU könnte die gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage im vorgesehenen Zeitraum durchschnittlich etwa 12 Mrd. EUR pro 
Jahr einbringen. Die entsprechenden Eigenmittel werden erst dann erhoben werden, wenn die 
neuen Steuerregelungen in den Mitgliedstaaten vollständig umgesetzt worden sind. 

3.2. Eigenmittel auf der Grundlage des Emissionshandelssystems der Europäischen 

Union 

Die Union hat mit dem Emissionshandelssystem ein gemeinsames Instrument zur 

Bekämpfung des Klimawandels geschaffen. Das Emissionshandelssystem der EU basiert auf 
den gemeinsamen Klimazielen, den Eindämmungsstrategien und den internationalen 
Verpflichtungen und erzeugt in allen Mitgliedstaaten für betroffene Wirtschaftszweige 
dasselbe Preissignal. Die Einnahmen aus dem unionsweit harmonisierten 
Emissionshandelssystem fließen in die nationalen Haushalte. 

Es wird vorgeschlagen, dass ein Beitrag aus dem Emissionshandelssystem der EU als 

Eigenmittel in den Unionsaushalt fließt.
13

 Konkret würde dies bedeuten, dass ein Anteil von 
20 % bestimmter Einnahmen aus der Gesamtmenge der zu versteigernden Zertifikate dem 
EU-Haushalt zugewiesen wird.  

Ein erheblicher Teil der Einnahmen aus dem EU-Emissionshandelssystem in 
einkommensschwächeren Mitgliedstaaten stammt aus der Versteigerung von Zertifikaten, die 
im Interesse von Solidarität, Wachstum und Verbund umverteilt werden. Aus Gründen der 

Gerechtigkeit wird der Eigenmittelbeitrag nicht auf solche umverteilten Zertifikate erhoben. 
Ferner werden mit der überarbeiteten Richtlinie über das EU-Emissionshandelssystem ein 
Innovationsfonds zur Förderung der Entwicklung bahnbrechender Technologien und ein 
Modernisierungsfonds zur Modernisierung der Energiewirtschaft in einkommensschwächeren 

Mitgliedstaaten eingerichtet. Auch der Betrag zur Finanzierung des Innovations- und des 
Modernisierungsfonds

14
 ist von dem Beitrag zu den Eigenmitteln ausgenommen. Allerdings 

sollte aus den zu versteigernden Zertifikaten, die ein Mitgliedstaat kostenlos dem 
Energiesektor zuteilen kann, ein Beitrag zu den Eigenmitteln geleistet werden, um 

sicherzustellen, dass die Entscheidung über die Inanspruchnahme dieser Möglichkeit auf 
wirtschaftlichen Erwägungen beruht.  

                                              
13

 Die Erlöse aus der Versteigerung der Emissionszertifikate für den Luftverkehr leisten keinen Beitrag zu 
dieser Eigenmittelkategorie.  

14
 2 % der allgemeinen Obergrenze des EU-Emissionshandelssystems 
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Abhängig vom Marktpreis für Zertifikate im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems 
könnten die jährlichen Durchschnittseinnahmen zwischen 1,2 und 3,0 Mrd. EUR schwanken. 
Sie könnten auch aufgrund der jährlichen Versteigerungsmengen variieren, die unter anderem 
von der Anwendung der Marktstabilitätsreserve für das Emissionshandelssystem abhängen. 

3.3. Eigenmittel auf der Grundlage von Verpackungsabfällen aus Kunststoff  

Am 18. Januar 2018 nahm die Kommission die europäische Strategie für Kunststoffe in der 
Kreislaufwirtschaft

15
 an. Diese Strategie wird insbesondere durch die Verbesserung der 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des Recyclings und die Verringerung der 
Umweltbelastung durch Kunststoffabfälle einen Beitrag zur Bewältigung der 
Umweltprobleme leisten. Ziel der Strategie ist auch, die Nachhaltigkeit von Kunststoffen zu 
erhöhen und dabei Innovationen, Wettbewerbsfähigkeit und die Schaffung von Arbeitsplätzen 

anzuregen und zu belohnen. In der Mitteilung
16

 wurde darauf hingewiesen, dass steuerliche 
Maßnahmen umweltfreundliche Verhaltensweisen begünstigen könnten. Am 22. März 2018 
führte die Kommission ein Rundtischgespräch mit Interessenträgern, um zu erörtern, wie der 
EU-Haushalt einen Beitrag zur Strategie für Kunststoffe leisten könnte. Insgesamt herrschte 

Einigkeit darüber, dass es notwendig ist, die Umweltbelastung durch Kunststoffe auf 
verschiedenen Wegen zu reduzieren. Die Einführung einer speziellen neuen Steuer auf EU-
Ebene wäre aus wettbewerbsrechtlichen und subsidiaritätsbezogenen Gesichtspunkten 
problematisch. Gleichzeitig wurde die mögliche Rolle des EU-Haushalts bei der Bewältigung 
dieses Problems weitgehend anerkannt.  

Der vorgeschlagene Eigenmittelbeitrag wäre direkt proportional zu der Menge der in den 

einzelnen Mitgliedstaaten anfallenden nicht wiederverwerteten Verpackungsabfälle aus 
Kunststoff. Der Beitrag wird den Mitgliedstaaten daher ein Anreiz zur Verringerung dieser 
Abfallströme sein. Auf diese Weise würde der EU-Haushalt zur Erreichung der Ziele der 
Strategie für Kunststoffe und der Kreislaufwirtschaft beitragen. 

Der Eigenmittelbeitrag wäre proportional zu der Menge nicht wiederverwerteter 
Verpackungsabfälle aus Kunststoff, die jedes Jahr an Eurostat gemeldet wird. Die Beiträge 

der Mitgliedstaaten zu den Eigenmitteln würden durch die Anwendung eines Abrufsatzes von 
0,80 EUR/kg auf die Abfallmenge berechnet, was zu jährlichen Einnahmen in Höhe von etwa 
7 Mrd. EUR führen könnte.  

3.4. Voraussichtliche Änderungen in der Finanzierungsstruktur der EU bis 2027 

Vergleicht man die gegenwärtige Zusammensetzung der Einnahmen im Jahr 2018 mit der 
Einnahmenstruktur im Zeitraum von 2021 bis 2027, ergeben sich im Hinblick auf den 
Vorschlag der Kommission Elemente der Kontinuität sowie Elemente der Innovation. 
Abhängig vom Jahr und der Phase des jährlichen Haushaltszyklus entfallen im gegenwärtigen 

System zwischen zwei Drittel und drei Viertel aller Einnahmen auf die Eigenmittel auf der 
Grundlage des Bruttonationaleinkommens. Sobald die vorgeschlagenen Änderungen in Kraft 
sind, werden sie voraussichtlich zwischen 50 % und 60 % der Gesamteinnahmen ausmachen.  

                                              
15
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Voraussichtliche Entwicklung der Finanzierungsstruktur der EU 

 Haushalt 2018 Geschätzte 

Durchschnittswerte 

2021-2027 

in Mrd. 
EUR  

% der 
Gesamteinn

ahmen 

in Mrd. 
EUR  

% der 
Gesamteinn

ahmen 

Traditionelle Eigenmittel  23 15,8 % 26 15 % 

Derzeitige Beiträge der 

Mitgliedstaaten 
davon 

120 82,9 % 128 72 % 

(reformierte) Eigenmittel auf der 
Grundlage der Mehrwertsteuer 

17 11,9 % 25 14 % 

Eigenmittel auf der Grundlage des 

Bruttonationaleinkommens 

103 71,0 % 103 58 % 

Neue Eigenmittel 

davon 
-  22 12 % 

Eigenmittel auf der Grundlage der 
gemeinsamen konsolidierten 
Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage 

- - 12 6 % 

Eigenmittel auf der Grundlage des 
Emissionshandelssystems der 

Europäischen Union 

- - 3 2 % 

Eigenmittel auf der Grundlage von 
Verpackungsabfällen aus 
Kunststoff 

- - 7 4 % 

Eigenmittel insgesamt 143 98,7 % 176 99 % 

andere Einnahmen als Eigenmittel 2 1,3 % 2 1 % 

Gesamtbetrag der Einnahmen 145 100,0 % 178 100 % 

Die Beträge für den Zeitraum 2021-2027 basieren auf den geltenden Abrufsätzen, die im Vorschlag der 
Kommission für eine Verordnung des Rates zur Festlegung von Durchführungsmaßnahmen für das 
Eigenmittelsystem der Europäischen Union (COM(2018) 327, Artikel 1) festgelegt sind. 

4. EINFÜHRUNG DES GRUNDSATZES , DASS ZUKÜNFTIGE EINNAHMEN AUS DER EU-
POLITIK DEM EU-HAUSHALT ZUFLIEßEN 

Es gibt auch noch weitere Einnahmen, die zwar nicht unter diesen Beschluss fallen, aber 
trotzdem möglicherweise eine interessante zusätzliche Quelle für Haushaltseinnahmen 
darstellen und bei der Ausarbeitung von Programmen und Maßnahmen für den nächsten 
Finanzrahmen berücksichtigt werden sollten.  

Die „übrigen Einnahmen“ schneiden hinsichtlich der meisten traditionellen 
Bewertungskriterien sehr gut ab – mit Ausnahme der Kriterien „Hinlänglichkeit“ und 

„Stabilität“. Sie sind unmittelbar mit den Politikbereichen und den rechtlichen 
Zuständigkeiten der EU verbunden, leicht zu verwalten, und – falls es sich um 
zweckgebundene Einnahmen handelt – erschöpfen weder die Ausgaben im Rahmen der 
Obergrenzen des mehrjährigen Finanzrahmens noch die Eigenmittel im Rahmen der 

Eigenmittelobergrenze. Da sie nicht aus den Staatskassen der Mitgliedstaaten an den 
Unionshaushalt überwiesen werden, sind sie außerdem von den nationalen Beiträgen 
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ausgenommen, die in die operativen Haushaltssalden einfließen, und stellen daher eine 
unabhängige, „echte“ Einkommensquelle dar. 

Es sollte eine Selbstverständlichkeit sein, dass Einnahmen, die direkt durch die Umsetzung 
der EU-Politik und die Durchsetzung gemeinsamer Unionsvorschriften generiert werden, 
standardmäßig dem EU-Haushalt zufließen. Ein Beispiel für Einnahmen, die auf der 

Grundlage anderer Rechtsakte als dem Eigenmittelbeschluss oder der Steuerharmonisierung 
in den EU-Haushalt fließen könnten, wären Einnahmen aus dem Europäischen 
Reiseinformations- und -genehmigungssystem (ETIAS). Der entsprechende 
Kommissionsvorschlag sieht vor, dass die Gebühren, die von Einreisenden aus Drittländern in 

den Schengen-Raum zu entrichten sind, als zweckgebundene Einnahmen behandelt werden 
(zur Bereitstellung zusätzlicher Mittel für die entsprechenden Haushaltslinien). Diese 
Einnahmen werden zusätzliche Mittel zur Deckung der operativen Kosten des Europäischen 
Reiseinformations- und -genehmigungssystems bereitstellen und den Gesamthaushaltsplan 

auch auf andere Weise unterstützen. Zweckgebundene Einnahmen werden nicht auf die 
Eigenmittelobergrenze angerechnet, da sie nicht zulasten der nationalen Haushalte gehen 
werden. Andere oder „sonstige“ Einnahmen, die nicht zweckgebunden sind, sondern als 
allgemeine Einnahmen eingestellt werden (z. B. Geldbußen oder Verzugszinsen), werden zu 

einer Verringerung der Beiträge der Mitgliedstaaten auf der Grundlage des 
Bruttonationaleinkommens führen.  

5. AUSLAUFEN DER KORREKTURMECHANISMEN 

Vor allem aus historischen Gründen profitierte eine Reihe von Mitgliedstaaten von einem 

komplexen System aus Korrekturen und Rabatten. Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung 
im Juni 1984 in Fontainebleau beschlossen, „dass jedem Mitgliedstaat, der gemessen an 
seinem relativen Wohlstand eine zu große Haushaltslast trägt, zu gegebener Zeit Korrekturen 
zugestanden werden können“. Der wichtigste dieser Mechanismen war der 

Korrekturmechanismus zugunsten des Vereinigten Königreichs, der vor 34 Jahren aus 
Gründen der Gerechtigkeit eingeführt wurde. 

Zusätzlich zu der Korrektur zugunsten des Vereinigten Königreichs wurden im Laufe der Zeit 
eine Reihe weiterer Korrekturmechanismen entwickelt. Seit 2002 profitieren Österreich, 
Deutschland, die Niederlande und Schweden von den „Rabatten auf den Rabatt“ – ein 
dauerhafter Abzug auf ihren Anteil an der Finanzierung des Rabatts für das Vereinigte 

Königreich. Einigen Mitgliedstaaten wurden außerdem weitere Rabatte gewährt, wenn ihre 
Haushaltslast immer noch als zu hoch angesehen wurde. Deutschland, den Niederlanden und 
Schweden wurden für den Zeitraum 2014-2020 vorübergehend reduzierte Abrufsätze für die 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel gewährt. Österreich, die Niederlande, Schweden und Dänemark 

profitierten auch von Pauschalabzügen bei den Beiträgen auf der Grundlage der 
Bruttonationaleinkommen.  

Im Laufe der Zeit wurden die Korrektur- und Rabattbeträge immer größer und übersteigen im 
aktuellen mehrjährigen Finanzrahmen die Summe von 5 Mrd. EUR pro Jahr – sogar ohne den 
Rabatt zugunsten des Vereinigten Königreichs zu berücksichtigen. Dies hat dazu geführt, dass 
das System zur Finanzierung des EU-Haushalts extrem kompliziert und immer weniger 
transparent wurde.     

Der Vorschlag für den neuen mehrjährigen Finanzrahmen gewährleistet ein faires und 

ausgewogenes Paket. Die Reform der Einnahmenseite zur Diversifizierung der 
Einnahmequellen wird eine Palette von Eigenmitteln umfassen, die faire Auswirkungen auf 
die Mitgliedstaaten haben wird. Auf der Ausgabenseite konzentriert sich der EU-Haushalt 
zunehmend auf ein breites Spektrum von Ausgaben mit unbestreitbarem Mehrwert für die 
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Union, unter anderem in den Bereichen Forschung und Innovation, Erasmus, Verteidigung 
und Grenzkontrollen. Insgesamt wird der EU-Haushalt durch die Einführung einer Palette von 
Eigenmitteln, durch neue Ausgabenprioritäten und die Aufgabe eines überholten und 

komplexen Systems der Korrekturen allen Mitgliedstaaten in einer fairen Art und Weise 
zugutekommen. Um jedoch zu vermeiden, dass die Beiträge der Mitgliedstaaten, zu deren 
Gunsten Korrekturen vorgenommen werden, plötzlich und drastisch ansteigen, werden 
pauschale Ermäßigungen ihrer auf der Grundlage des Bruttonationaleinkommens zu 

leistenden Beiträge vorgeschlagen, die bis 2025 schrittweise auslaufen werden. Diese 
pauschalen Ermäßigungen werden auf der Grundlage der Summe der Korrekturen errechnet, 
die diesen Mitgliedstaaten 2020 zugestanden werden. 

6. ERHÖHUNG DER EIGENMITTELOBERGRENZE 

Außerdem sieht der Eigenmittelbeschluss eine Obergrenze für die jährlichen Eigenmittel-
Abrufsätze vor. Diese Obergrenze soll den Mitgliedstaaten die Sicherheit geben, ihre 
nationale Haushalts- und Finanzplanung ohne „Überraschungen“ durchführen zu können. 
Zurzeit liegt diese Obergrenze bei „1,20 % der Summe der Bruttonationaleinkommen aller 

Mitgliedstaaten“. Durch den Brexit wird der Wert des Betrags unter dieser Obergrenze 
automatisch um etwa 16 % sinken (d. h. um den Beitrag durch den Anteil am 
Bruttonationaleinkommen des Vereinigten Königreichs). Darüber hinaus ist darauf 
hinzuweisen, dass neben dem Bedarf an Mitteln für Zahlungen im Rahmen des mehrjährigen 

Finanzrahmens die zur Abdeckung finanzieller Verbindlichkeiten in Verbindung mit Darlehen 
oder Finanzierungsfazilitäten, die aus dem EU-Haushalt abgesichert sind, notwendigen 
Haushaltsmittel unter dieser Obergrenze bleiben müssen. Aufgrund der zunehmenden 
Nutzung solcher Instrumente und im Hinblick auf ein mögliches Instrument zur Stabilisierung 

des Euro-Währungsgebiets, wird diese Obergrenze wahrscheinlich angehoben werden 
müssen.  

Mit der Einbeziehung des Europäischen Entwicklungsfonds in den EU-Haushalt müssen die 
im Eigenmittelbeschluss festgesetzten Obergrenzen erhöht werden. Zudem ist zwischen der 
Obergrenze für die Mittel für Zahlungen und der Eigenmittelobergrenze ein ausreichender 
Spielraum einzuplanen, damit die Union unter allen Umständen, sogar in Zeiten 

wirtschaftlichen Abschwungs, ihren finanziellen Verpflichtungen nachkommen kann. Die 
Kommission schlägt vor, die Eigenmittelobergrenzen für Zahlungen und Verpflichtungen auf 
1,29 % bzw. auf 1,35 % des Bruttonationaleinkommens der EU-27 anzuheben. 

Mögliche weitere Beiträge des Vereinigten Königreichs in Erfüllung seiner als EU-
Mitgliedstaat eingegangenen Verpflichtungen, die über das Jahr 2020 hinaus zu zahlen sind, 
könnten den durch Eigenmittel zu deckenden Finanzierungsbedarf verringern, insbesondere 
zu Beginn des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens.  

7. DAS EIGENMITTEL-LEGISLATIVPAKET 

7.1. Der Rechtsrahmen  

Mit dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union wurden wichtige Neuerungen 
eingeführt, die erhebliche Änderungen sowohl im Hinblick auf das EU-Haushaltsverfahren als 
auch auf die Art und Weise der Finanzierung des EU-Haushalts ermöglichten. Zwei 

Bestimmungen des Vertrags sind für die Vorschläge der Kommission von besonderer 
Bedeutung: 

Artikel 311 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union sieht vor, 
dass im Rahmen eines Eigenmittelbeschlusses durch den Rat „neue Kategorien von 
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Eigenmitteln eingeführt oder bestehende Kategorien abgeschafft werden [können]“. Diese 
Bestimmung sieht ausdrücklich die Schaffung neuer Eigenmittel vor. 

Der Artikel 311 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
bestimmt neuerdings Folgendes: „Der Rat legt gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren durch Verordnungen Durchführungsmaßnahmen zu dem System der 

Eigenmittel der Union fest, sofern dies in dem [Eigenmittelbeschluss] vorgesehen ist.“ Mit 
dieser Bestimmung wird die Möglichkeit geschaffen, mittels einer Durchführungsverordnung 
innerhalb der Grenzen des Eigenmittelbeschlusses besondere Durchführungsmaßnahmen für 
das Eigenmittelsystem festzulegen. 

Die vorliegenden Vorschläge der Kommission machen uneingeschränkt von diesen 
Möglichkeiten Gebrauch, indem sie die Schaffung mehrerer neuer Eigenmittelkategorien und 

die Aufnahme einer Vielzahl von Bestimmungen in eine Durchführungsverordnung gemäß 
Artikel 311 Absatz 4 vorschlagen.  

Mit diesem Ansatz soll das System im Rahmen des Eigenmittelbeschlusses und in den darin 
festgelegten Grenzen ausreichend flexibel gestaltet werden, indem alle praktischen Aspekte 
zu den Eigenmitteln der Union, die einem strafferen Verfahren unterliegen sollten, in einer 
Durchführungsverordnung und nicht im Beschluss selbst geregelt werden. Diese Vorschläge 

spiegeln die Intentionen des Gesetzgebers wider, die in dem Konvent über die Zukunft 
Europas zum Ausdruck gebracht wurden und die die Zustimmung der anschließenden 
Regierungskonferenz fanden.

17
 

Die für die Einnahmen gegebenenfalls erforderlichen Basisrechtsakte und Daten für die 
Eigenmittel auf der Grundlage von Steuern oder Beiträgen und ihre Berechnung liegen bereits 
vor oder wurden vorgeschlagen. Sie alle sind eng mit Bereichen verknüpft, die eine eindeutige 
EU-politische Dimension haben, z. B. Binnenmarkt und Umweltschutz. 

7.2. Kerninhalte des Eigenmittelbeschlusses  

Im Eigenmittelbeschluss selbst wird Folgendes festgelegt: i) die in den Haushaltsplan der 
Union einzusetzenden Eigenmittelkategorien, ii) die anzuwendenden Höchstabrufsätze, iii) 

die Eigenmittelobergrenzen, iv) die Korrekturmechanismen (falls für notwendig erachtet) und 
deren Finanzierung und v) bestimmte Haushaltsgrundsätze. In dem Beschluss sind außerdem 
die Bestimmungen aufzuführen, die von den Durchführungsmaßnahmen abgedeckt werden 
können. Zu guter Letzt sind in dem Beschluss auch Übergangsmaßnahmen festgelegt.  

7.3. Die Durchführungsverordnung 

Die vorgeschlagene Durchführungsverordnung nach Artikel 311 Absatz 4 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union enthält all die praktischen Regelungen und 
technischen Einzelheiten zu den Eigenmitteln der Union, die einem strafferen Verfahren 
unterliegen sollten, damit das System im Rahmen des Eigenmittelbeschlusses und in den darin 
festgelegten Grenzen ausreichend flexibel gestaltet werden kann. Nicht darin geregelt sind 

diejenigen Aspekte des Eigenmittelsystems, die mit der Bereitstellung der Eigenmittel und der 
erforderlichen Kassenmittel zusammenhängen (vgl. Abschnitt 6.4). 

Die Durchführungsverordnung sollte auch Bestimmungen allgemeiner Art enthalten, die für 
alle Eigenmittelkategorien gelten und für die eine angemessene parlamentarische Kontrolle 

besonders wichtig ist. Sie betreffen vor allem Belange der Kontrolle und der Überwachung 
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der Einnahmen und die damit verbundenen Befugnisse der Kontrollbeauftragten der 
Kommission. 

Dementsprechend regelt die Durchführungsverordnung im Einklang mit der Aufstellung in 
dem Eigenmittelbeschluss Folgendes: 

(1) Die Abrufsätze für jede der in dem Beschluss festgelegten Eigenmittelkategorien: 

Dies ermöglicht in den von dem Eigenmittelbeschluss gesetzten Grenzen eine 
gewisse Flexibilität. Ohne eine derartige Flexibilität würde die Fähigkeit, rechtzeitig 
die erforderlichen Anpassungen der Eigenmittel vorzunehmen, durch das für die 
Annahme von Eigenmittelbeschlüssen vorgeschriebene aufwendige und langwierige 
Verfahren beeinträchtigt. 

(2) das Bezugs-Bruttonationaleinkommen gemäß dem Europäischen System 

volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) und die Bestimmungen für den 
Fall signifikanter Änderungen dieses Systems (genauere Berechnungen des 
Bruttonationaleinkommens aufgrund von Änderungen des ESVG können sich auf die 
Eigenmittel-Obergrenzen auswirken). 

(3) Die Anpassung des jährlichen Haushaltssaldos. Die Übertragung von Überschüssen 
ist grundsätzlich in dem Eigenmittelbeschluss geregelt, die 

Durchführungsbestimmungen sind hingegen in der Durchführungsverordnung 
enthalten. 

(4) Die Kontrolle und Überwachung der Einnahmen sowie zusätzliche 
Mitteilungspflichten. 

Zusammen mit dem Eigenmittelbeschluss gewährleistet die Durchführungsverordnung, dass 
etwaige technische Anpassungen an dem System nicht nur von den Mitgliedstaaten genehmigt 
werden, sondern auch die Zustimmung des Europäischen Parlaments erhalten müssen. 

7.4. Die Bereitstellungsverordnung 

Über die oben genannten Durchführungsmaßnahmen hinaus werden die operativen 
Erfordernisse für die Bereitstellung der Eigenmittel für den EU-Haushalt und die Konten der 

Kommission in einer Verordnung des Rates gemäß Artikel 322 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union festgelegt. Das vorgeschlagene Legislativpaket 
umfasst daher auch eine Bereitstellungsverordnung mit neuen Bestimmungen zu den 
Methoden für die Berechnung und Bereitstellung der Eigenmittel, die auf der gemeinsamen 

konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage, dem Emissionshandelssystem der 
Europäischen Union und nicht wiederverwerteten Verpackungsabfällen aus Kunststoff 
beruhen. 
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2018/0135 (CNS) 

Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES RATES 

über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 311 Absatz 3, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 106a, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,  

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,  

gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren,  

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Eigenmittelsystem der Union muss gewährleisten, dass die Union über 

angemessene Mittel für eine geordnete Entwicklung ihrer Politikbereiche verfügt; 
dabei ist eine strikte Haushaltsdisziplin zu wahren. Die Entwicklung des 
Eigenmittelsystems kann und soll auch in größtmöglichem Umfang in die 
Entwicklung der Politikbereiche der Union einbezogen werden. 

(2) Der Europäische Rat hat den Rat der EU auf seiner Tagung vom 7./8. Februar 2013 
aufgefordert, die Arbeit an dem Vorschlag der Kommission für eine neue 

Eigenmittelkategorie auf der Grundlage der Mehrwertsteuer mit dem Ziel fortzusetzen, 
größtmögliche Einfachheit und Transparenz zu gewährleisten, die Verknüpfung mit 
der Mehrwertsteuerpolitik der Union und der tatsächlich erhobenen Mehrwertsteuer zu 
verstärken und für eine Gleichbehandlung der Steuerzahler in allen Mitgliedstaaten zu 
sorgen. 

(3) Im Juni 2017 hat die Kommission ein Reflexionspapier über die Zukunft der EU-

Finanzen
18

 angenommen. Die Kommission schlug eine Reihe von Optionen vor, um 
die Eigenmittel sichtbarer mit der Unionspolitik zu verknüpfen, insbesondere im 
Bereich Binnenmarkt und nachhaltiges Wachstum. Demnach sollte bei der Einführung 
neuer Eigenmittel auf ihre Transparenz, Einfachheit, Stabilität, ihre Vereinbarkeit mit 

den politischen Zielen der Union, ihre Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 
und das nachhaltige Wachstum sowie ihre gerechte Aufteilung zwischen den 
Mitgliedstaaten geachtet werden. 

(4) Der Vertrag von Lissabon änderte die Regelungen zum Eigenmittelsystem in einer 
Weise, dass es nunmehr möglich ist, bestehende Eigenmittel abzuschaffen und neue 
einzuführen. 
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(5) Das derzeitige System zur Bestimmung der Mehrwertsteuer-Eigenmittel wurde vom 
Rechnungshof, dem Europäischen Parlament und den Mitgliedstaaten wiederholt als 
zu komplex kritisiert. Daher ist es angebracht, die Berechnung dieser Eigenmittel zu 
vereinfachen. 

(6) Um das Finanzierungsinstrumentarium der Union auf deren politische Prioritäten 

abzustimmen, der Rolle des Unionshaushalts für das Funktionieren des Binnenmarkts 
besser Rechnung zu tragen, die Ziele der Unionspolitik stärker zu unterstützen und die 
Beiträge der Mitgliedstaaten auf Grundlage der Bruttonationaleinkommen zum 
Jahreshaushalt der Union zu verringern, ist es notwendig, neue Eigenmittelkategorien 

auf der Grundlage der gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage, der nationalen Einnahmen aus dem Emissionshandelssystem 
der Europäischen Union und eines nationalen Beitrags, der auf der Grundlage nicht 
verwerteter Verpackungsabfälle aus Kunststoff berechnet wird, einzuführen. 

(7) Unternehmen, die in mehr als einem Mitgliedstaat tätig sind, profitieren erheblich vom 
europäischen Binnenmarkt. Durch die unterschiedlichen Steuersysteme innerhalb der 

Union erlangen jedoch Unternehmen, die es vermeiden können, Körperschaftssteuern 
dort zu zahlen, wo sie Werte schaffen, einen unfairen Vorteil. Mit den Vorschlägen 
der Kommission von 2016 für eine gemeinsame Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage und eine gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-

Bemessungsgrundlage
19

 soll diese Ungerechtigkeit beseitigt werden, indem für 
einheitliche Wettbewerbsbedingungen gesorgt wird. Die Eigenmittel dieser Kategorie 
sollten sich aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes auf den Anteil der 
steuerpflichtigen Gewinne ergeben, die nach den Unionsvorschriften zur gemeinsamen 

konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage den einzelnen 
Mitgliedstaaten zugerechnet werden. Zum Zweck dieser Eigenmittelkategorie sollten 
nur juristische Personen berücksichtigt werden, für die die Unionsvorschriften über die 
gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage gelten.  

(8) Die Union erachtet es als vorrangig, ihr Emissionsverringerungsziel von mindestens 
40 % zwischen 1990 und 2030 entsprechend den Verpflichtungen im Rahmen des 

Pariser Klimaschutzübereinkommens zu erreichen. Das Emissionshandelssystem der 
Europäischen Union ist ein zentrales Instrument für die Umsetzung dieses Ziels und 
generiert Einnahmen durch die Versteigerung von Emissionszertifikaten. In 
Anbetracht der Harmonisierung des Emissionshandelssystems sowie der von der 

Union bereitgestellten Finanzmittel zur Förderung von Klimaschutz- und 
Anpassungsmaßnahmen in den Mitgliedstaaten ist es zweckmäßig, in diesem Bereich 
eine neue Kategorie von Eigenmitteln für den EU-Haushalt einzuführen. Diese 
Eigenmittel sollten auf den von den Mitgliedstaaten zu versteigernden Zertifikaten, 

einschließlich der übergangsweise kostenlos der Energiewirtschaft zugeteilten 
Zertifikate, basieren. Um den in der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates

20
 vorgesehenen besonderen Bestimmungen für bestimmte 

Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen, sollten im Interesse von Solidarität, Wachstum 

und Verbund neu aufgeteilte Zertifikate sowie Zertifikate für den Innovationsfonds 
und den Modernisierungsfonds bei der Bestimmung des Eigenmittelbeitrags nicht 
berücksichtigt werden. 

                                              
19

 COM(2016) 683 vom 25.10.2016. 
20

 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein 
System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung 

der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32). 



 

DE 18  DE 

(9) Im Einklang mit der Unionsstrategie im Bereich Kunststoffe, kann der Unionshaushalt 
dazu beitragen, die Umweltbelastung durch Verpackungsabfälle aus Kunststoff zu 
reduzieren. Eine Eigenmittelkategorie auf der Grundlage eines nationalen Beitrags, der 

proportional zu der Menge an Verpackungsabfällen aus Kunststoff ist, die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten nicht wiederverwertet wird, wird einen Anreiz zur 
Verringerung des Verbrauchs von Einwegkunststoffen, zur Förderung der stofflichen 
Wiederverwertung und zur Unterstützung der Kreislaufwirtschaft schaffen. 

Gleichzeitig steht es den Mitgliedstaaten frei, die am besten geeigneten Maßnahmen 
zu ergreifen, um diese Ziele zu erreichen, was im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip steht. 

(10) Es ist zu vermeiden, dass die nationalen Beiträge der Mitgliedstaaten, zu deren 
Gunsten Korrekturen vorgenommen werden, plötzlich und drastisch ansteigen. Daher 
ist es erforderlich, in einer Übergangsphase für Dänemark, Deutschland, Österreich, 

die Niederlande und Schweden vorübergehende Korrekturen in Form von pauschalen 
Ermäßigungen ihrer auf der Grundlage des Bruttonationaleinkommens zu leistenden 
Beiträge vorzusehen. Diese Korrekturen sollten Ende 2025 auslaufen. 

(11) Durch die Einbehaltung von 20 % der von den Mitgliedstaaten erhobenen 
traditionellen Eigenmittel als Erhebungskosten wird ein großer Anteil der Eigenmittel 
nicht dem Unionshaushalt zur Verfügung gestellt. Die von den Mitgliedstaaten aus den 

traditionellen Eigenmitteln einbehaltenen Erhebungskosten sollten von 20 % auf das 
ursprüngliche Niveau von 10 % abgesenkt werden, um die finanzielle Unterstützung 
für Zollausrüstung, Personal und Information besser auf die tatsächlichen Kosten und 
den tatsächlichen Bedarf abzustimmen. 

(12) Nach Artikel 311 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union legt der Rat Durchführungsmaßnahmen zu dem System der Eigenmittel der 

Union fest. Zu diesen Maßnahmen sollten Bestimmungen allgemeiner und technischer 
Art zählen, die für alle Eigenmittelkategorien gelten und für die eine angemessene 
parlamentarische Kontrolle besonders wichtig ist. Diese Maßnahmen sollten 
detaillierte Vorschriften für die Feststellung der bereitzustellenden Beträge der 

Eigenmittel nach Artikel 2 Absatz 1 umfassen, einschließlich der geltenden Abrufsätze 
für die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben b bis e genannten Eigenmittel, technischer 
Aspekte im Zusammenhang mit dem Bruttonationaleinkommen, der notwendigen 
Bestimmungen und Regelungen zur Kontrolle und Überwachung der Erhebung der 

Eigenmittel, einschließlich Vorschriften für Kontrollen und die Befugnisse der 
Beamten und sonstigen Bediensteten, die von der Kommission mit der Durchführung 
von Kontrollen beauftragt werden, sowie etwaiger einschlägiger Mitteilungspflichten.  

(13) Mit der Einbeziehung des Europäischen Entwicklungsfonds in den EU-Haushalt 
müssen die im Eigenmittelbeschluss festgesetzten Obergrenzen erhöht werden. Zudem 
ist zwischen der Obergrenze für die Mittel für Zahlungen und der 

Eigenmittelobergrenze ein ausreichender Spielraum einzuplanen, damit die Union 
unter allen Umständen, sogar in Zeiten wirtschaftlichen Abschwungs, ihren 
finanziellen Verpflichtungen nachkommen kann. Die Eigenmittelobergrenze sollte 
daher für Mittel für Zahlungen auf ein Niveau von 1,29 % der Summe der 

Bruttonationaleinkommen der Mitgliedstaaten zu Marktpreisen und für Mittel für 
Verpflichtungen auf ein Niveau von 1,35 % angehoben werden. 

(14) Aus Gründen der Kohärenz, der Kontinuität und der Rechtssicherheit ist es notwendig, 
Bestimmungen für den reibungslosen Übergang von dem mit dem 
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Beschluss 2014/335/EU, Euratom des Rates eingeführten System auf das mit dem 
vorliegenden Beschluss eingeführte System festzulegen. 

(15) Für die Zwecke dieses Beschlusses sollten alle Geldbeträge in Euro ausgedrückt 
werden. 

(16) Damit der Übergang auf das überarbeitete Eigenmittelsystem mit dem Haushaltsjahr 
zusammenfällt, sollte dieser Beschluss vom 1. Januar 2021 an gelten. Die 
Bestimmungen über den Beitrag auf der Grundlage der gemeinsamen konsolidierten 

Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage sollten jedoch nicht rückwirkend gelten und 
auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden, da die Unionsvorschriften über die 
gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage noch nicht 
verabschiedet sind.  

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:  

Artikel 1  
Gegenstand 

Dieser Beschluss enthält die Vorschriften für die Bereitstellung der Eigenmittel der Union, 
damit die Finanzierung des Jahreshaushalts der Union gewährleistet ist.  

Artikel 2 
Eigenmittelkategorien 

1. Folgende Einnahmen stellen in den Haushaltsplan der Union einzusetzende 
Eigenmittel dar: 

(a) traditionelle Eigenmittel in Form von Abschöpfungen, Prämien, Zusatz- oder 
Ausgleichsbeträgen, zusätzlichen Teilbeträgen und anderen Abgaben, Zöllen 
des Gemeinsamen Zolltarifs und anderen Zöllen auf den Warenverkehr mit 

Drittländern, die von den Organen der Union eingeführt worden sind oder noch 
eingeführt werden, Zöllen auf die unter den ausgelaufenen Vertrag über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallenden 
Erzeugnisse sowie Abgaben, die im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker vorgesehen sind;  

(b) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes auf 

einen Anteil des Mehrwertsteueraufkommens aus den zum Normalsatz 
steuerbaren Lieferungen und Dienstleistungen, geteilt durch den nationalen 
Normalsatz der Mehrwertsteuer, ergeben; der tatsächliche Abrufsatz darf 2 % 
nicht übersteigen;  

(c) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes auf 
den Anteil der steuerpflichtigen Gewinne ergeben, der nach den 

Unionsvorschriften zur gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage den einzelnen Mitgliedstaaten zugerechnet wird; der 
tatsächliche Abrufsatz darf 6 % nicht übersteigen; 

(d) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes auf 
den Betrag ergeben, der den durch die nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a 
der Richtlinie 2003/87/EG zu versteigernden Zertifikate erzielten Einnahmen 

und dem Marktwert der nach Artikel 10c Absatz 3 der genannten Richtlinie 
übergangsweise kostenlos zur Modernisierung der Energiewirtschaft 
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zugeteilten Zertifikate entspricht; der tatsächliche Abrufsatz darf 30 % nicht 
übersteigen;  

(e) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes auf 
das Gewicht nicht wiederverwerteter Verpackungsabfälle aus Kunststoff 
ergeben; der tatsächliche Abrufsatz darf 1,00 EUR pro Kilogramm nicht 
übersteigen; 

(f) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines im Rahmen des 

Haushaltsverfahrens unter Berücksichtigung aller übrigen Einnahmen 
festzulegenden einheitlichen Abrufsatzes auf den Gesamtbetrag der 
Bruttonationaleinkommen aller Mitgliedstaaten ergeben. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe c wird der einheitliche Abrufsatz nur auf die 
Gewinne der Steuerpflichtigen angewendet, für die die Unionsvorschriften zur gemeinsamen 
konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage gelten. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe f wird der einheitliche Abrufsatz auf das 
Bruttonationaleinkommen der einzelnen Mitgliedstaaten angewendet. 

Der jährliche auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens zu leistende Beitrag Österreichs 
wird brutto im Jahr 2021 um 110 Mio. EUR gesenkt, im Jahr 2022 um 88 Mio. EUR, im Jahr 

2023 um 66 Mio. EUR, im Jahr 2024 um 44 Mio. EUR und im Jahr 2025 um 22 Mio. EUR. 
Der jährliche auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens zu leistende Beitrag Dänemarks 
wird brutto im Jahr 2021 um 118 Mio. EUR gesenkt, im Jahr 2022 um 94 Mio. EUR, im Jahr 
2023 um 71 Mio. EUR, im Jahr 2024 um 47 Mio. EUR und im Jahr 2025 um 24 Mio. EUR. 

Der jährliche auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens zu leistende Beitrag Deutschlands 
wird brutto im Jahr 2021 um 2 799 Mio. EUR gesenkt, im Jahr 2022 um 2 239 Mio. EUR, im 
Jahr 2023 um 1 679 Mio. EUR, im Jahr 2024 um 1 119 Mio. EUR und im Jahr 2025 um 
560 Mio. EUR. Der jährliche auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens zu leistende 

Beitrag der Niederlande wird brutto im Jahr 2021 um 1 259 Mio. EUR gesenkt, im Jahr 2022 
um 1 007 Mio. EUR, im Jahr 2023 um 755 Mio. EUR, im Jahr 2024 um 503 Mio. EUR und 
im Jahr 2025 um 252 Mio. EUR. Der jährliche auf Grundlage des Bruttonationaleinkommens 
zu leistende Beitrag Schwedens wird brutto im Jahr 2021 um 578 Mio. EUR gesenkt, im Jahr 

2022 um 462 Mio. EUR, im Jahr 2023 um 347 Mio. EUR, im Jahr 2024 um 231 Mio. EUR 
und im Jahr 2025 um 116 Mio. EUR. Diese Beträge werden in Preisen von 2018 ausgedrückt 
und in jeweilige Preise umgerechnet, indem der jeweils jüngste von der Kommission 
errechnete Bruttoinlandsprodukt-Deflator für die Union in Euro herangezogen wird, der zum 

Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs vorliegt. Diese Bruttokürzungen werden 
von allen Mitgliedstaaten finanziert. 

 

2. In den Haushaltsplan der Union einzusetzende Eigenmittel sind ferner Einnahmen 

aus sonstigen, gemäß dem Verfahren des Artikels 311 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union im Rahmen einer gemeinsamen Politik, die 
mit diesem Vertrag in Einklang steht, eingeführten Abgaben. 

3. Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht angenommen, 
bleiben die vorherigen BNE-Abrufsätze bis zum Inkrafttreten der neuen Sätze gültig.  
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Artikel 3 
Eigenmittelobergrenze 

1. Der Gesamtbetrag der Eigenmittel, der der Union für die jährlichen Mittel für 
Zahlungen zur Verfügung steht, darf 1,29 % der Summe der 
Bruttonationaleinkommen aller Mitgliedstaaten nicht übersteigen. 

2. Der Gesamtbetrag der jährlichen Mittel für Verpflichtungen, die in den 
Haushaltsplan der Union eingesetzt werden, darf 1,35 % der Summe der BNE aller 
Mitgliedstaaten nicht übersteigen. 

3. Es ist für ein angemessenes Verhältnis zwischen Mitteln für Verpflichtungen und 

Mitteln für Zahlungen zu sorgen, um zu gewährleisten, dass sie miteinander 
vereinbar sind und dass die in Absatz 1 festgelegte Obergrenze in den folgenden 
Jahren eingehalten werden kann.  

Artikel 4 
Grundsatz der Gesamtdeckung 

Die in Artikel 2 genannten Einnahmen dienen unterschiedslos der Finanzierung aller im 
Jahreshaushaltsplan der Union ausgewiesenen Ausgaben. 

Artikel 5 
Übertragung von Überschüssen 

Ein etwaiger Mehrbetrag der Einnahmen der Union gegenüber den tatsächlichen 
Gesamtausgaben im Verlauf eines Haushaltsjahres wird auf das folgende Haushaltsjahr 
übertragen. 

Artikel 6 
Erhebung der Eigenmittel und deren Bereitstellung für die Kommission  

1. Die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a genannten Eigenmittel der Union werden von 
den Mitgliedstaaten nach ihren innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

erhoben. Die Mitgliedstaaten passen diese Vorschriften gegebenenfalls den 
Erfordernissen der Unionsvorschriften an. 

Die Kommission prüft die einschlägigen innerstaatlichen Bestimmungen, die ihr von 
den Mitgliedstaaten mitgeteilt werden, teilt den Mitgliedstaaten die Anpassungen 
mit, die sie im Hinblick auf die Übereinstimmung mit den Unionsvorschriften für 
notwendig hält, und erstattet erforderlichenfalls der Haushaltsbehörde Bericht. 

2. Die Mitgliedstaaten behalten von den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Einnahmen 10 % als Erhebungskosten ein.  

3. Die Mitgliedstaaten stellen die in Artikel 2 Absatz 1 dieses Beschlusses genannten 
Eigenmittel der Kommission gemäß Verordnungen, die nach Artikel 322 Absatz 2 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union verabschiedet wurden, 
zur Verfügung. 

Artikel 7 
Durchführungsmaßnahmen 
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Der Rat legt gemäß Artikel 311 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union Durchführungsmaßnahmen in Bezug auf folgende Elemente des 
Eigenmittelsystems fest: 

(a) Vorschriften für die Feststellung der bereitzustellenden Beträge der in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Eigenmittel, einschließlich der geltenden Abrufsätze für die in 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben b bis e genannten Eigenmittel, innerhalb der unter 
diesen Buchstaben genannten Grenzen, sowie für die Berechnung des geltenden 
Satzes für die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe f genannten Eigenmittel auf der 
Grundlage des Bruttonationaleinkommens; 

(b) die notwendigen Bestimmungen und Regelungen zur Kontrolle und Überwachung 
der Erhebung der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Einnahmen, einschließlich 

Vorschriften für Kontrollen und die Befugnisse von Beamten und sonstigen 
Bediensteten, die von der Kommission mit der Durchführung von Kontrollen 
beauftragt werden, sowie etwaige einschlägige Mitteilungspflichten; 

(c) für die Zwecke der Anwendung des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe f und des 
Artikels 3 das Bezugs-Bruttonationaleinkommen, die Bestimmungen zur Anpassung 
des Bruttonationaleinkommens und die Bestimmungen zur Neuberechnung der 

Obergrenzen für Mittel für Zahlungen und Mittel für Verpflichtungen für den Fall 
wesentlicher Änderungen des Bruttonationaleinkommens; 

(d) das Verfahren für die Berechnung und Budgetierung des jährlichen Haushaltssaldos 
gemäß Artikel 5. 

Artikel 8 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

1. Der Beschluss 2014/335/EU, Euratom wird vorbehaltlich des Absatzes 2 
aufgehoben. Verweise auf den Beschluss 70/243/EGKS, EWG, Euratom des Rates

21
, 

den Beschluss 85/257/EWG, Euratom des Rates
22

, den Beschluss 88/376/EWG, 
Euratom des Rates

23
, den Beschluss 94/728/EG, Euratom des Rates

24
, den 

Beschluss 2000/597/EG, Euratom des Rates
25

, den Beschluss 2007/436/EG, Euratom 
des Rates

26
 oder auf den Beschluss 2014/335/EU, Euratom

27
 gelten als Verweise auf 

den vorliegenden Beschluss nach der Entsprechungstabelle im Anhang dieses 
Beschlusses. 

                                              
21

 70/243/EGKS, EWG, Euratom: Beschluss des Rates vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften (Amtsblatt der 

Europäischen Union L 094 vom 28.4.1970, S. 19). 
22

 85/257/EWG, Euratom: Beschluss des Rates vom 7. Mai 1985 über das System der eigenen Mittel der 
Gemeinschaften (Amtsblatt der Europäischen Union L 128 vom 14.5.1985, S. 15). 

23
 Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1552/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Durchführung des 

Beschlusses 88/376/EWG, Euratom über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften (Amtsblatt 

der Europäischen Union L 155 vom 7.6.1989, S. 1). 
24

 94/728/EG, Euratom: Beschluss des Rates vom 31. Oktober 1994 über das System der Eigenmittel der 
Europäischen Gemeinschaften (Amtsblatt der Europäischen Union L 293 vom 12.11.1994, S. 9). 

25
 2000/597/EG, Euratom: Beschluss des Rates vom 29. September 2000 über das System der Eigenmittel 

der Europäischen Gemeinschaften (Amtsblatt der Europäischen Union L 253 vom 7.10.2000, S. 42). 
26

 2007/436/EG, Euratom: Beschluss des Rates vom 7. Juni 2007 über das System der Eigenmittel der 

Europäischen Gemeinschaften (Amtsblatt der Europäischen Union L 163 vom 23.6.2007, S. 17). 
27

 Beschluss des Rates vom 26. Mai 2014 über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union 

(2014/335/EU, Euratom) (Amtsblatt der Europäischen Union L 168 vom 7.6.2014, S. 105). 
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2. Die Artikel 2, 4 und 5 der des Beschlusses 94/728/EG, Euratom, die Artikel 2, 4, 5 
des Beschlusses 2000/597/EG, Euratom, die Artikel 2, 4 und 5 des 
Beschlusses 2007/436/EG, Euratom und die Artikel 2, 4 und 5 des 

Beschlusses 2014/335/EU, Euratom finden für die betreffenden Jahre weiterhin 
Anwendung bei der Berechnung und der Anpassung der Einnahmen, die sich aus der 
Anwendung eines Abrufsatzes auf die für alle Mitgliedstaaten einheitlich festgelegte, 
auf 50 % bis 55 % des BSP oder des BNE eines jeden Mitgliedstaats begrenzte 

Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage ergeben, bei der Berechnung der Korrektur 
der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Vereinigten Königreichs für die 
Haushaltsjahre 1995 bis 2020 und bei der Berechnung der Finanzierung der 
Korrekturen zugunsten des Vereinigten Königreichs durch andere Mitgliedstaaten. 

3. Die Mitgliedstaaten behalten als Erhebungskosten weiterhin 10 % der Beträge gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a ein, die nach dem geltenden Unionsrecht bis zum 

28. Februar 2001 von den Mitgliedstaaten hätten zur Verfügung gestellt werden 
müssen. 

4. Die Mitgliedstaaten behalten als Erhebungskosten weiterhin 25 % der Beträge gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a ein, die nach dem geltenden Unionsrecht zwischen 
dem 1. März 2001 und dem 28. Februar 2014 von den Mitgliedstaaten hätten zur 
Verfügung gestellt werden müssen. 

5. Die Mitgliedstaaten behalten als Erhebungskosten weiterhin 20 % der Beträge gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a ein, die nach dem geltenden Unionsrecht zwischen 

dem 1. März 2014 und dem 28. Februar 2021 von den Mitgliedstaaten hätten zur 
Verfügung gestellt werden müssen. 

6. Für die Zwecke dieses Beschlusses werden alle Geldbeträge in Euro ausgedrückt.  

Artikel 9 
Inkrafttreten 

Dieser Beschluss wird den Mitgliedstaaten vom Generalsekretär des Rates bekannt gegeben.  
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Die Mitgliedstaaten teilen dem Generalsekretär des Rates unverzüglich den Abschluss der 
Verfahren mit, die nach ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften zur Annahme dieses 
Beschlusses erforderlich sind. 

Dieser Beschluss tritt am ersten Tag des zweiten Monats in Kraft, der auf den Monat des 
Eingangs der letzten Mitteilung gemäß Absatz 2 folgt. 

Er gilt ab dem 1. Januar 2021. 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 dieses Beschlusses 
gelten jedoch ab dem 1. Januar des zweiten Jahres, das auf das Jahr des Beginns der 
Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie des Rates über die 
gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage folgt.  

 

Artikel 10 
Veröffentlichung 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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EXECUTIVE SUMMARY 

This staff working document accompanies the Commission proposal for a new Own 
Resources Decision and substantiates the key novelties therein. It takes stock of the 
reform debate and provides background information especially as regards the new Own 
Resources proposed. 

Part I recapitulates the evolution of the EU budget's revenue side. The EU financing 
system based on the Own Resources Decision has in essence remained stable over time 
and has provided reliable sources of revenue to the EU budget. However, the 
composition of Own Resources has evolved to rely increasingly on national contributions 
alongside which a system of rebates and corrections emerged, making the overall system 
complex and difficult to explain to non-experts. Moreover, only customs duties currently 
display a clear link to EU policies and competences. The EU added value requirement 
has not been applied systematically to the Own Resources system. There have been 
repeated calls for a better articulation of the EU's political priorities, its key policy 
objectives and the system of financing the EU budget. 

Since 1988, when the Commission launched the Single Market project and then enlarged 
to new countries, no new Own Resources have been introduced. The new Own Resource 
agreed upon at that time – based on Gross National Product – aimed to ensure financial 
autonomy and to balance an expenditure-driven budget. Since then, the reforms proposed 
have failed for various reasons, amongst which the perceived merits of a simple and 
stable system. During the economic and financial crisis, the proposals on new Own 
Resources – Value Added Tax and the Financial Transaction Tax – did not reach 
consensus between Member States.  

The case for a reform of the EU financing system is compelling; a momentum exists as a 
consequence of the United Kingdom's withdrawal and the discontinuation of the 
correction for the United Kingdom. In addition, economic developments are challenging 
national fiscal authorities, as rising intangible assets and further digitalisation have 
highlighted the inadequacy of current national tax frameworks, while large multinational 
companies which greatly benefit from the Single Market exploit the different national tax 
regimes to minimise their tax liabilities. Climate change and global pollution 
consequences cannot be seen in isolation either and can only be properly addressed at EU 
level. Viable alternative, or supplementary, revenue sources with a manifest link to EU 
policies have been identified. 

Part II analyses how the revenue side of the EU budget can be reformed. The reform 
would build on the existing system, but aim to make it more flexible and responsive to 
national developments, while increasing the mutual absorption of shocks within the strict 
framework of budgetary discipline. First, the traditional Own Resources (mainly customs 
duties) would be maintained, but collection costs would be decreased to 10%. Second, 
Gross National Income-based contributions would be maintained as a balancing resource, 
but its overall share would be decreased. Third, the current system of the Value Added 
Tax-based Own Resource would be reformed and simplified. Fourth, several new Own 
Resources would be proposed, based on: (i) the Common Consolidated Corporate Tax 
Base; (ii) the national revenue stemming from the auctioning in the framework of the 
European Emissions Trading System; and (iii) a national contribution calculated on the 
basis of the weight of plastic packaging waste that is not recycled. Finally, there would 
be some leeway to make better use of 'other revenues' accruing to the EU budget, like the 
fees arising from the European Travel Information and Authorisation System. 
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Part III analyses the merits of introducing a basket of Own Resources for the EU budget.  
The new basket of Own Resources would provide a better link to key EU policies 
(climate change, environmental policy, internal market). It would also provide some 
fresh money to the EU budget. While most of the proposed new revenue sources would 
not create entirely new public revenue streams, they are clearly linked to the EU level 
and thus reflect directly or indirectly the added value of EU policies. The diversification 
of revenue sources would also result in making the Own Resources system more 
resilient. Furthermore, the increasing of the cyclicality of the EU budget's revenue side 
would strengthen the alignment with the relative economic performance of the Member 
States. As such, the role of the Gross National Income-based Own Resource as a 
balancing item, would be more pronounced. 
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PART 1: AN OVERVIEW OF THE EU FINANCING SYSTEM 

The EU financing system based on the Own Resources Decision has remained stable 
over time and has provided reliable sources of revenues to the EU budget. However, the 
composition of Own Resources has evolved to rely increasingly on Gross National 
Income contributions. In turn, this has led to a system of rebates and corrections which 
have made the overall system less transparent and difficult to explain to non-experts. 
Moreover, only the customs duties display a clear link to EU policies and competences. 
By contrast, the Gross National Income-based Own Resource does not display a clear EU 
added value. There have been repeated calls for a better articulation of the EU's political 
priorities, its key policy objectives and the system of financing the EU budget. Today, the 
case for a reform of the EU financing system is convincing and it is reinforced by the 
United Kingdom's withdrawal and discontinuation of the correction mechanism for the 
United Kingdom. 

Section 1 presents stylised facts and describes the evolution of Own Resources over time. 
Section 2 summarises recent key contributions – including the recommendations of the 
High Level Group on Own Resources – on the advantages, drawbacks and challenges of 
the current system and the opportunities for reform. Section 3 elaborates on the overall 
rationale for an Own Resource reform. Section 4 concludes. 

1. KEY FACTS ABOUT OWN RESOURCES 

1.1. The EU budget has remained stable over the past two decades... 

The revenue side of the EU budget has always been driven by the changes in 
spending. The overall size of the budget is confined by the Multiannual Financial 
Framework for 7 years. Multiannual Financial Framework ceilings for commitments and 
payments are agreed before the beginning of the seven-year period, usually with a stable 
time-profile. The medium-term stability of expenditure is thus matched by a 
predictability of revenue requirements. However, the Own Resources and other revenues 
only have to cover the level of payments appropriations as voted, and eventually the 
executed payments. These are usually below the level of the ceilings, albeit in varying 
proportion in individual years, thus determining a slightly more dynamic profile. 

The EU budget has increased steadily until the early 1990s and then stagnated 
around 1% of Gross National Income (Figure 1). Expenditure has remained essentially 
focussed on two main broad domains – agriculture and cohesion. The broadening scope 
of EU-level actions over the past two decades has not been matched by equivalent 
increases of resources. This has made increased flexibility and efficient spending 
necessary. 

The stability of the EU budget has helped weather the crisis. This in-built stability 
has allowed EU-funded public investments and transfers – e.g. for training unemployed 
people or for urban and rural development – to act as countercyclical forces during the 
depths of the 'great recession' that began in 2009, despite the relatively modest share of 
EU spending out of national governments' total expenditure (Figure 1)1. 

                                                 
1  Merler S. (2016), Income convergence: did EU funds provide a buffer, Bruegel, Working Paper, Issue 

6, 2016. The author finds that EU funds have contributed to limiting the negative effect of the 
economic and financial crisis, in particular in helping disadvantaged regions. See also Nunez Ferrer J. 
(2014), What are the effects of the EU budget: Driving force or drop in the Ocean. In EU Budget and 
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Figure 1 - EU budget as a proportion of Gross National Income and of total public 
expenditure 

 
Source: European Commission Services own calculation based on Eurostat.  
Note: executed budget of the EU, with varying numbers of Member States over time (from EU-6 to EU-28). 

1.2. … but the structure of the revenue side has changed over time and is 
dominated by the Gross National Income–based contribution 

Under the present system, there are three main categories of Own Resource – Traditional 
Own Resources, the Value Added Tax-based resource and the contributions based on 
Gross National Income – and some correction mechanisms. 

Traditional Own Resources today account for roughly 13% of the EU budget 
(Figure 2). While proceeds from Traditional Own Resources sufficed to finance large 
parts of the budget throughout the 1970s, their share decreased progressively and was 
supplemented by other Own Resources. Traditional Own Resources stem from the 
functioning of the customs union and accrue directly to the EU budget. More specifically, 
they consist of customs duties levied on imports of agricultural and non-agricultural 
products from third countries, at rates based on the Common Customs Tariff as well as 
anti-dumping and countervailing duties2. In practice, the Member States’ customs 
authorities collect the amounts on behalf of the EU, after deduction of 20 % retained as 
‘collection costs’3. 

The Value Added Tax-based Own Resource was introduced with the Own 
Resources Decision of 1970 and became the main source of revenue as of 1979, 
covering around 50% of EU expenditure, before decreasing to reach 10-12% of the 
present EU budget (Figure 2). Value Added Tax-based Own Resource contributions 
derive from the application of a uniform call rate to Member States’ Value Added Tax 
bases, set according to harmonised rules4. As Gross National Income gained ground as a 
basis for determining Member States' contributions, the Value Added Tax-based Own 
Resource call rate was progressively reduced to the current level of 0.3%. The Value 
Added Tax base of each Member State is currently capped at 50% of Gross National 

                                                                                                                                                 
National Budgets: Facts, figures and Impact. Study, European Parliament, Directorate General for 
Internal Policies. 

2  Duties levied on agricultural products were identified separately over the period 1970-2008, but are 
now grouped with customs duties. Until 30 September 2017, when the production quotas for sugar 
ended, traditional customs duties also included sugar levies. 

3  This percentage was 10% over the period 1970-2000, 25% from 2001 to 2013, and then 20% as from 
2014. 

4  The call rate was firstly fixed at 1% and later raised to 1.4%. 
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Income, to remedy the regressive aspects of the Value Added Tax-based resource, which 
penalises Member States with higher shares of consumption in final demand. Finally, for 
the 2014-2020 Multiannual Financial Framework, the call rate is reduced to 0.15% for 
Germany, the Netherlands and Sweden. 

The Own Resource based on Gross National Product (later replaced by Gross 
National Income) was introduced in 1988. This new category of revenue was 
considered as the most representative indicator of Member States economic activity and 
ability to pay5. It became the balancing resource and was expected to provide the 
necessary financing of the budget within the Own Resource ceiling. Initially at 10% of 
total revenue, the share of the Gross National Income-based contribution increased to 
reach around 70 %. 

In addition to the Own Resources, the EU budget is financed by ‘other revenues’. 
This category encompasses a wide range of income sources such as taxes paid by EU 
staff on their salaries, contributions from non-EU countries to certain EU programmes, 
and fines paid by companies for breaching EU law. Any surplus from a financial year is 
also entered in the budget for the following year as revenue. Although the proceeds of 
some of these sources of revenue are unpredictable and volatile or even 'one-off' in 
nature, they are not a 'quantité négligeable'. 

Figure 2 – Composition of the EU budget, % of Gross National Income 

 
Source: European Commission Services, Financial reports (http://ec.europa.eu/budget/figures/interactive/index_en.cfm).  
Note: the corrections, lump sum reductions and adjustments granted to various countries (UK, DK, DE, NL, AT, SE) as well 
as the effects of the retro-active implementation of Own Resources Decisions are accounted for under 'Gross National Income 
Own Resource'; Traditional Own Resources are net of the share withheld by national administrations; 'Other revenues' include 
any surpluses from either the European Agriculture Guarantee and Guidance Fund-Guarantee or the external aid guarantee 
fund (both nil since 2009). 

The Gross National Income-based contributions are the keystone of the Own 
Resources system, as each year they provide the revenue required to balance the EU 
budget (Table 1). In practice, the Gross National Income-based Own Resource is 
calculated in two steps. First, taking account of 'other revenues', the proceeds of 
traditional Own Resources and the Value Added Tax-based Own Resource are quantified 
on the basis of the forecasts given by the Member States and jointly endorsed. Second, 
the amount which remains to cover the level of annual payment appropriations is 
calculated and split into national contributions resulting from the application of a uniform 

                                                 
5  European Union Public Finance (2014), 5th Edition.  
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call rate to the Member States’ Gross National Income. On average, the call rate has been 
at 0.6% over the past two decades, but rising in recent years (0.7% over 2012-2016).  

Table 1– Gross National Income call rate 

    2000 2014 2015 2016 
TOTAL REVENUES  € bn 92,795     143,940  146,027   144,089 
  % GNI 1.02% 1.03% 1.00% 0.97% 
TOTAL Own Resources (after 
corrections)  

€ bn 88,040  132,961  137,335  132,174  
% GNI 0.97% 0.96% 0.94% 0.89% 

GNI-based Own Resource (after 
corrections) 

€ bn 37,581  97,922  99,284  96,185  
% GNI 0.41% 0.70% 0.68% 0.65% 

GNI call rate (before corrections)  0.41% 0.71% 0.69% 0.65% 
Source: European Commission Services.  
Note: to compute the Gross National Income-call rate, the sum of all other Own Resources of all Member States, established or 
forecast according to their specific rules, is subtracted from the total Own Resources needed to cover the annual payments of the EU. 
This yields the total Gross National Income-contribution needed in the year. Its ratio to the EU's Gross National Income is the call rate 
before corrections. 

1.3. The system has proved successful in providing the EU with stable 
revenues, but has been difficult to reform 

The Treaty on the Functioning of the European Union introduced significant changes to 
the rules according to which the EU budget is financed, creating the opportunity to make 
the implementation of the Own Resources system sufficiently flexible within the 
framework and limits set out by the Own Resource decision (Box 1). 

The existing system has provided sufficient and stable revenues to the EU budget. It 
ensured timely and efficient financing, with the flexibility made necessary by the annual 
fluctuations of expenditure. Even in budget years marked by unforeseen changes in the 
level of payment appropriations6, the adjustability of the Gross National Income-based 
Own Resource allows for a swift follow-up in terms of providing the treasury means. On 
the other hand, under-execution compared to budgeted appropriations can lead to end-of-
year treasury surpluses.  

The general perception that the revenue side of the budget is by and large 
functioning satisfactorily results in a very stable system, which has proved difficult 
to reform. Over the decades, the Own Resources system has only been amended 
incrementally and no new categories of Own Resources have been introduced since 1988, 
when it was decided to introduce a new category of resource based on Member States' 
Gross National Product. At that time, the introduction of a new source of revenue was 
justified by the inadequacy of the revenues to cover the Community's growing needs7.  

In 2011, during the economic crisis, in order to support the necessary budgetary 
consolidation in Member States, the Commission proposed to simplify the Value Added 
Tax Own Resource and introduce a new Own Resource based on the Financial 
Transaction Tax. The new Own Resource based on the Financial Transaction Tax would 
have provided a new source of revenues for both EU and national budgets. The proposal 

                                                 
6  For example, in 2013 or 2014, the pace of programme execution deviated from forecasts and amending 

budgets were adopted. 
7  European Union Public Finance (2014), 5th edition. 
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did not reach a consensus among Member States, although the need for reform was 
acknowledged8.  

Recent analyses highlighted significant weaknesses of the present Own Resources 
system dominated by national contributions9. The weaknesses relate to the 
complicated calculations necessitated by the system of rebates and corrections, which 
reduce transparency. Moreover, the predominant role of the Gross National Income-
based contribution fosters the common perception that EU revenues just reflect the 
Member States' capacity to pay and is hence used to justify the focus on net balances and 
the existence of corrections. The predominant weight of national contributions on overall 
EU financing fuels the expectation that the EU returns a 'fair share' of its spending to 
each Member State, in proportion to their contributions. This in turn has been identified 
as one element hampering a more consequential reform of the expenditure side in line 
with a collective logic of European added value. 

Box 1 – Legal framework 

The legislative acts governing the Own Resources and their implementation are anchored under 
Title II (Financial Provisions) of Part Six (Institutional and Financial Provisions) of the Treaty on 
the Functioning of the European Union. This title sets out several 'special legislative procedures' 
for the different types of legal acts. It provides for a hierarchy of relevant acts with specific legal 
bases for the different components – i.e. the Own Resource decision, its implementing rules and 
the regulation on making the Own Resources available. 

Article 311 of the Treaty on the Functioning of the European Union sets out the key principles of 
EU financing: 

• First, "without prejudice to other revenue, the budget shall be financed wholly from Own 
Resources". The revenue of the general budget of the EU can be divided into Own Resources 
and other revenue. 

• Secondly, the provisions related to the system of Own Resources are set out in a decision – the 
Own Resources decision – adopted unanimously by the Council after consulting the European 
Parliament, in accordance with a special legislative procedure that "shall not enter into force 
until it is approved by the Member States in accordance with their respective constitutional 
requirements", to preserve national sovereignty in tax matters. The Treaty is explicit in that the 
Council "may establish new categories of Own Resources or abolish an existing category". 

• Thirdly, the Treaty provides – as a new element – that the Council, acting by means of 
regulations in accordance with a special legislative procedure, and after obtaining the consent 
of the European Parliament, may lay down implementing measures for the Union's Own 
Resources system "in so far as this is provided for in the [Own Resources] decision".  

In addition, Article 322§2 lays down provisions on the methods and procedures whereby the 
budget revenue provided under the arrangements relating to the Union's Own Resources "shall be 
made available" to the Commission. 

                                                 
8  Council Conclusion 7-8 February 2013. 
9  See section two for the report of the High Level Group on Own Resources. See also Benedetto G. 

(2017), Institutions and the route to reform the European Union's budget revenue 1970-2017, 
Empirica, 44:615-633; Schratzenstaller M. et al.(2014), Own Resource EU Taxes as Genuine Own 
Resource to finance the EU Budget – Pro, cons and Sustainability-oriented Criteria to evaluate 
Potential Tax Candidates. FairTax Working Paper Series, n°3; Schratzenstaller M., Reform Options 
for the EU's System of Own Resources, Revue de l'OFCE, n°132, 347-355; European Parliament, 
Report on reform of the EU's system of Own Resources (2017/2053(INI)), A8-0041/2018.  
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1.4. The system of rebates and corrections has become complex over time 

For historical reasons, some Member States benefit from rebates and corrections. 
Today, the bulk of EU financing relies on the Gross National Income-based and the 
Value Added Tax-based Own Resources, but corrections have been introduced over time 
to address the specific budgetary situation of certain Member States. Unlike Own 
Resources, corrections are not provided for in the Treaty but result instead from political 
agreements.  

The correction mechanism for the United Kingdom ('the UK rebate') was created to 
address the specific situation of the United Kingdom in the mid-1980s, namely a 
relatively low-income Member State with comparatively high payments into the budget 
and comparatively limited payments from EU funds. The Fontainebleau European 
Summit in June 1984 concluded that "any Member State sustaining a budgetary burden 
which is excessive in relation to its relative prosperity may benefit from a correction at 
the appropriate time".10 The most important of these mechanisms was 'the UK rebate', 
which was at the time justified as these two cumulative criteria were fulfilled. First, the 
United Kingdom was relatively poorer than the EU average. Secondly, the United 
Kingdom benefited less than the others from the EU budget, of which 70% were spent on 
agricultural subsidies. None of these two cumulative criteria are fulfilled today. 

As a legacy of 'the UK Rebate' and the Fontainebleau logic, other Member States 
benefited from corrections in order to alleviate their net position. Together with 'the 
UK rebate', it was first decided that other net contributors would benefit from a reduction 
in the financing of 'the UK rebate'. From 1985, Germany's part in financing the UK 
correction was limited to two thirds of its normal share. Since 2002, Germany and also 
Austria, the Netherlands and Sweden have benefited from a permanent reduction in their 
contribution to 'the UK rebate', paying 25% of their respective share. These reductions 
are known as the "rebates on the rebate".  

In addition to 'the UK rebate', an increasing number of other corrections have 
developed over time. Building on the rebate of the rebate example, certain Member 
States have argued that their EU budgetary burden is excessive, requesting different 
forms of reduction in their contribution. Temporary corrections agreed for 2014-2020 
include a reduced call rate on the Value Added Tax-based Own Resource for Germany, 
the Netherlands and Sweden and lump-sum reductions to Gross National Income-based 
contributions for Austria (only 2014-2016), the Netherlands, Sweden and Denmark. 
Although these corrections are not strictly related to 'the UK rebate', they are justified by 
the same logic of limiting net operating budgetary balances.  

Finally, the increase in collection costs for custom duties (from 10% to 25% and 
eventually back to 20%) has resulted in reducing the financial contributions of Member 
States located at major entry points for imports into the EU (see Part II, Section 1). 

The amounts of corrections other than 'the UK rebate' itself exceeded a gross amount of 
on average EUR 5 billion annually over the first five years of the current Multiannual 
Financial Framework (Figure 3). 

 

                                                 
10  Conclusions of the European Council meeting of 25-26 June 1984 in Fontainebleau, p.2  

(http://www.consilium.europa.eu/media/20673/1984_june_-_fontainebleau__eng_.pdf) 

http://www.consilium.europa.eu/media/20673/1984_june_-_fontainebleau__eng_.pdf
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Figure 3: Average annual corrections and rebates over the 2014-2018 period (EUR bn) 

 

Source: European Commission Services 
Note: For the reduced GNI contributions, the gross amount is used, i.e. not subtracting the share which the recipient has to pay to 
finance its own reduction. 

2. RECENT CONTRIBUTIONS ABOUT THE REFORM OF THE OWN RESOURCES SYSTEM 

2.1. Report of the High Level Group on Own Resources 

After the adoption of the Own Resources Decision 2014, the demand for reform of 
the revenue side of the EU budget persisted. A High Level Group on Own Resources 
was created as part of the final agreement on the Multiannual Financial Framework 2014-
2020 in December 2013 when the Council, the European Parliament and the European 
Commission adopted a Joint Declaration on Own Resources. It stated that the question on 
Own Resources required further work and that a High Level Group would be convened 
in order to undertake a general review of the Own Resources system. On the basis of the 
work of the High Level Group, the Commission would assess if new Own Resources 
initiatives would be appropriate with a view to possible reforms to be considered for the 
period of the next multiannual financial framework. After regular deliberations which 
included the consultation of academics and stakeholders as well as national parliaments, 
the group submitted its final report in December 2016. 

The report of the High Level Group argues that the case for reform of the Own 
Resources system is stronger than ever11. The group noted that the next negotiation 
will take place in the unique context of, on the one hand,  greater pressure on reforming 
expenditure towards more added value and on the other hand, one of the main net 
contributors negotiating its exit, lifting a three-decade-long lock on the Own Resources 
decision. For this reason, the High Level Group found that no significant reform of the 
revenue will be achieved if there is no concomitant significant reform of expenditure. 
The report also shows that new spending instruments bring more added value, but efforts 
need to be pursued to bring legitimacy back to EU spending. 

                                                 
11  Future Financing of the EU. Final report and recommendations of the High Level Group on Own 

Resources. December 2016. 
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Own Resources are viewed as one of the means to contribute to EU policy objectives 
by addressing the EU sustainability gaps (economic, social, environmental), correcting 
negative externalities and addressing market/ government failures, in addition to 
simplifying the financing of the EU budget. The report examined in detail current and 
possible candidate Own Resources, identifying their strong and weak points. Beyond the 
traditional assessment criteria, new Own Resources should display a link with policies 
and thus bring added value by contributing to the achievement of policies as is the case in 
national fiscal systems. 

2.2. The Commission Reflection Paper on the future of EU finances 

The Reflection Paper on EU finances12 published in 2017 confirms the need to 
reform the EU budget. The Paper brings together the policy priorities presented in the 
March White Paper13 and their financing. Building on the arguments of the High Level 
Group on Own Resources, the Paper discusses how to conceptualise European added 
value and whether the Own Resources system should be reformed. It maps out new 
challenges, possibilities and reform options as well as risks and trade-offs for the future 
of EU finances. 

EU finances may face a shortfall arising from the United Kingdom’s withdrawal 
and from the emerging financing needs for new priorities. The Reflection Paper 
regards these issues as a big problem but also as an opportunity to modernise the EU 
budget and as a responsibility to equip it better to respond to existing and new 
challenges. The principle of EU added value is emphasised as crucial to the aim of 
achieving better alignment between priorities and available resources. Like any public 
budget, the EU budget should provide resources to cater for the provision of public 
goods, but in this case, these should be specifically public goods of a European 
dimension. 

In the same vein, the Reflection Paper also indicates reform options on the revenue 
side. Future proposals on Own Resources should be mutually reinforcing with the 
structural shift towards more common public goods and EU added value on the spending 
side, bringing truly European revenue. 

2.3. The Multiannual Financial Framework communication as a contribution 
to the Leader's discussion  

The Commission published its options for reform in February 2018. The 
Communication on "A New, modern Multiannual Financial Framework for a EU that 
delivers efficiently on its priorities post 2020"14, which was adopted as a contribution to 
the Informal Leaders' meeting of 23 February, set out further concrete options for reform, 
identifying areas where choices would have to be made on both the expenditure and the 
revenue sides of the EU budget. A reform of the revenue side could contribute to 
strengthening the EU value added and overall simplification. 

                                                 
12  Reflection paper on the future of EU finances. COM(2017) 358 of 28 June 2017. 
13  COM(2017) 2025 of 1 March 2017. 
14  COM(2018)98. 
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3. FINANCING THE EU BUDGET IN A GLOBALISING CONTEXT 

3.1. The revenue side could contribute to addressing the budgetary gap 

The United Kingdom's withdrawal from the EU will leave a gap in the EU budget. 
The United Kingdom is currently a net contributor, even when taking account of the so-
called 'British rebate'. Its average share of the Own Resources during the 2014-2016 
period has slightly exceeded EUR 17 billion, while the share of EU expenditure it has 
received in the same period has been just above EUR 7 billion. The latter, of course, does 
not take into account the extent to which the United Kingdom benefits from the common 
EU expenditure devoted to, for example, external policy or development aid. Looking 
into the future, and taking into account the growing EU budget up to 2020, the United 
Kingdom's withdrawal may leave a gap of EUR 12-14 billion in the annual EU budget. 
However, it makes the rebates and other correction mechanisms obsolete, providing a 
unique opportunity to render the EU budget more coherent and streamlined. 

In addition, the Own Resource ceiling will need to constrain a growing expenditure. 
The Own Resources Decision includes a ceiling for annual calls for Own Resources, 
intended to warrant certainty for Member States in view of shielding them from 
'surprises' for their national budgetary and financial planning. Today, this ceiling is set at 
"1.20% of the sum of all the Member States' Gross National Income". With the United 
Kingdom withdrawal, this ceiling automatically decreases by approximately 16% in 
nominal terms (i.e. the share of the United Kingdom's Gross National Income in the 
EU's). In addition, it is important to note that beyond the payment needs under the 
Multiannual Financial Framework, budgetary resources necessary to cover financial 
liability linked to loans or financial facilities guaranteed from the EU budget must remain 
below this ceiling. With the increasing use of such instruments, including for the possible 
euro-area investment stabilisation function, this ceiling will also need to be increased. 

External contributions, notably from the United Kingdom, may alleviate the strain 
on Own Resources. Potential additional contributions by the United Kingdom honouring 
its obligations assumed as an EU Member State that have to be paid beyond 2020 could 
reduce the financing needs to be covered by Own Resources, particularly at the 
beginning of the next Multiannual Financial Framework. However, such contributions 
cannot be factored in with certainty as long as no withdrawal agreement has been signed 
with the United Kingdom. 

3.2. Economic developments challenge the national taxation and statistical 
systems  

Globalisation and technical change have brought about profound changes in the 
structure of firms and in the localisation of production. There is a growing 
dematerialisation of many services, which can reach European customers through online 
delivery with very limited infrastructure on EU territory. The economy is influenced by 
the reduced impact of transport costs on the international supply of goods and by the 
rapid spread of e-commerce and other digital services for both intermediate and final 
consumption. The weight of intangible assets such as intellectual property is growing. 
And there are large and rapid fluctuations in foreign capital investments. All these 
phenomena challenge the capacity of national authorities to assess value creation within 
their jurisdiction, which is the first basis for assessing taxable bases. The swift and 
massive transfer of intangible assets between countries, decided by large multinational 
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companies in response to tax or regulatory incentives has also the potential to affect 
national accounts15.  

Globalisation and the increasing role of digital companies are also posing challenges 
to both national tax authorities and national statistical authorities. In recent years, 
the rise of intangibles has made capital mobility quick and easy and the debate has 
shifted to the inadequacy of national taxation frameworks to properly address these 
developments. In September 2013, the Organisation for Economic Co-operation and 
Development (OECD) has launched an initiative – Base Erosion and Profit Shifting 
(BEPS) – aiming to provide governments with the tools to ensure that profits are taxed 
where the economic activities generating them are performed and where value is 
created16.  

Globalisation and digitalisation not only impact the way of doing business but also 
influence the way tax authorities manage their tax systems. To safeguard revenues, 
tax administrations must be increasingly efficient and effective. To this end, enhancing 
tax compliance and fighting tax avoidance and fraud are major challenges. Reforming the 
revenue side of the EU Budget therefore also entails supporting Member States in their 
efforts to modernise their tax administration and deepen their cooperation, for the benefit 
of both the national and EU budget17. 

3.3. Rethinking efficiency and equity between the EU and Member States 

From an administrative perspective, the EU budget is cost-efficient as the operating 
costs of the current system are very modest. Without the system of rebates and other 
corrections, it will also be relatively transparent. However, the revenue side of the EU 
budget cannot be isolated from the major economic, social and environmental challenges 
which are faced by national budgets. 

For a growing set of policies, the EU is the appropriate level of government to 
provide public goods and tackle externalities. Preventing climate change, protecting 
the environment, improving the functioning of the Single Market and managing 
monetary policy or financial markets are activities that transcend national borders. The 
benefits generated by these policies are substantial. The EU climate policy has 
contributed to reducing greenhouse gas emissions which decreased by 23% between 
1990 and 201618. The Single Market integration, by opening markets and increasing the 
mobility of production factors, led to higher income in 'old' (+3.4%) and 'new' (+7.5%) 
Member States alike19. Citizens and companies benefit from these services and policies. 

However, the EU does not have the power to levy taxes20 and therefore cannot 
generate direct revenues from the Single Market and/or other policies21. Existing 

                                                 
15  In 2016, Ireland gave notification that its nominal Gross National Income of 2015 had increased by 

25%, i.e. much more than foreseen just a year before, mainly due to the transfer of intangible assets 
from foreign companies to their Irish branches. 

16  The Commission has also relaunched the proposal for a Common Consolidated Corporate Income Tax 
in 2016   and has proposed a tax on digital services in March 2018. 

17  On the expenditure side, the FISCALIS programme supports cooperation between Member States in 
this area. 

18  COM(2017) 646 final. 
19  G. Felbermayr, J. Gröschl, I. Heiland (2018), Undoing Europe in a New Quantitative Trade Model, ifo 

Working Paper n° 250. 
20  Report of the High Level Group on Own Resources. 
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fiscal instruments are mainly deployed at national level, although in some areas, the EU 
provides rules to harmonise tax bases and, in certain cases, apply minimum rates (e.g. 
Value Added Tax).22. This improves fairness for EU citizens and companies in different 
EU countries and provides means to collect tax revenues that are otherwise eroded by tax 
avoidance. Similarly, tax and levies to address external costs caused by pollution and 
climate change are mostly imposed at national level. The exception to this is the EU 
Emissions Trading System given the global nature of greenhouse gas emissions (see Part 
II). As a consequence, in most cases, fiscal revenues need to be shared between the EU 
and national budgets. This is called 'vertical equity'. 

Finally, fairness among Member States needs to be looked at from both the revenue 
and the expenditure sides ('horizontal equity'). The purpose of EU budget is not to 
collect or distribute money equally across Member States, according to their economic or 
demographic size, but rather to finance projects of EU added value and support cohesion. 
Although some disparities in the degree to which Member States directly benefit from 
EU expenditure (per capita, or per unit of Gross National Income) are generally accepted, 
different levels of contribution to their financing – compared to the respective Gross 
National Income levels – appear more controversial and have led to the widespread use 
of rebates and corrections.  

4. SUMMARY 

The case to reform the EU budget is justified for various reasons.  

The United Kingdom's withdrawal and the discontinuation of the corrections provide an 
opportunity to simplify and modernise the current system. At the same time, economic, 
social and environmental developments in the EU and the rest of the world have been 
challenging national authorities. Furthermore, most of these challenges – climate change, 
internal market, environment- can be addressed most effectively at EU level. This can be 
done by the prioritising of expenditure programmes, but also through more effective 
linking of the Own Resources system with EU policies.  

  

                                                                                                                                                 
21  Kotsogiannis C., (2016), European Union and Own Revenue Resources: (Brief) Lessons from Fiscally 

Decentralised Economies. Chapter in The Future of EU-Finances, Working Papers for the Brussels 
Symposium on 14 January 2016, Edited by T. Buettner and M. Thöne. 

22  Bénassy-Quéré A., Trannoy A., Wolff G. (2014), Tax Harmonisation in Europe: Moving Forward. 
Conseil d'Analyse Economique, n°14, July. 



 

16 

PART 2: REFORMING THE EU BUDGET REVENUE 

This part analyses how the revenue side of the EU budget can be reformed. It assesses the 
existing and potential new Own Resources and discusses their main strengths and 
weaknesses. The analysis is based on the various reports published recently and goes a 
step further by attempting to identify the room for simplification and to operationalise the 
calculation of Own Resource for the new candidates. 

Section 1 focuses on existing Own Resources. Section 2 reviews new Own Resources. 
Section 3 assesses how to make better use of "other revenues". Section 4 assesses the 
phasing out of corrections. Section 5 concludes.   

1. ASSESSING THE EXISTING OWN RESOURCES: THE NEED TO MODERNISE 

1.1. Traditional Own Resources (customs duties) 

The amount of customs duties collected on behalf of the EU reflects trade flows. The 
presence of two large commercial ports in Belgium and the Netherlands, through which 
goods enter the customs union, explains the two countries' role in channelling imports 
also for other Member States and thus their much higher share of customs duties 
compared with their overall economic weight (Figures 4 and 6). 

Figure 4: Imports of goods from outside the EU-28, 2013-2017 average (EUR billion) 

  
Source: Eurostat, international trade statistics; current prices in EUR billion; imports CIF (cost, insurance, freight) of EU-28 Member 
States from non-EU countries. Average of 2013-2017 

The so called traditional Own Resources accrue directly to the EU budget and are 
generally considered as arising 'naturally' from the functioning of the customs union and 
the common external commercial and trade policies. Customs duties are levied on 
imports of products from third countries, at rates determined by the Common Customs 
Tariff. 

Member States collect the customs duties on behalf of the EU and make them 
available to the Commission after a deduction of 20% which can be retained as 
'collection costs'. This percentage, which was 10% over the period 1970 to 2000, was 
raised to 25 % from 2001 onwards. Under the 2014 Own Resources Decision, the 
percentage was reduced to 20 %, as the result of a political compromise following the 
Commission proposal to reduce the percentage back to 10 % (figure 5-6). 
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Figure 5: Retention rates since 1970 

 
Source: European Commission Services  

Figure 6: Amounts retained by Member States as collection costs for 2017 

 

Source: European Commission Services 

The share of customs duties in total revenue tended to go down over time as 
increases in trade volumes were generally compensated or even overcompensated by 
decreases in average tariffs, following the various rounds of trade negotiations at World 
Trade Organization level. In recent years, the share has become rather stable (around 13-
15 %). Future evolution will depend mainly on trade volumes and developments in 
customs regimes and tariffs. 

In most Member States, the intensity of customs controls has being decreasing. The 
last Customs Union Performance figures shows a decreasing trend for control rates over 
the last few years whereas the retention rates simultaneously increased from 10 to 25%. 
At EU level 2.1 % of imported items were subject to controls during customs clearance 
in 2016 but this rate varies widely among Member States. 

The amounts retained by Member States as collection costs do not necessarily 
support the customs activities directly. Moreover, recent developments show that 
fewer human resources are available in national administrations for performing controls, 
which means that only a limited part of the available resources is dedicated to the 
customs operations and the protection of customs duties. Simplified procedures and 
automation help improve the cost effectiveness of the inspections. 
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There is a clear evidence of imbalances between Member States. While countries 
managing long land borders and numerous crossing points would need increased 
resources to finance their equipment for customs controls, they have only a limited share 
of collection costs; conversely, collection of large amount of custom duties is the 
prerogative of large commercial ports in some Member States.  

Moreover, for certain Member States, an increase in the retention rate represents a 
net decrease in their financial contribution to the EU budget. This is the case of those 
Member States which collect a large proportion of customs duties at major EU entry 
points. This, rather than the actual collection cost, was the main motivation in the past for 
some Member States to have a higher retention rate. However, these Member States are 
also likely to be among the strongest beneficiaries of the Single Market, by dint of their 
openness to trade.  

Given the EU dimension of customs, only expenditure at EU level can address the 
imbalance in a fair manner. For example, increased EU support to Member States on 
the area of customs equipment under the Integrated Border Management Policy and the 
related expenditure programmes would help address these imbalances. Common 
investment in the methods for carrying out customs checks and the collection of customs 
duties could yield considerable economies of scale. 

1.2. Gross National Income-based Own Resource 

In addition to its relative stability over time, the Gross National Income-
contribution ensures the greatest sufficiency among existing Own Resources, thanks 
to its broad base. When it was first introduced in 1988, Gross National Income was 
supposed to balance the (increasing) budget, against the background of long-declining 
customs duties and agricultural levies (i.e. the Traditional Own Resources). The Gross 
National Income-based contribution's share of the EU budget has gradually increased to 
around 70 % in recent years. 

The statistical revisions of Gross National Income further increased its reliability. In 
2014, most Member States made significant revisions to their Gross National Income 
data, due to two main factors: (i) the updated European System of Accounts (ESA) 2010 
replaced the old ESA 95 across the EU, leading to an increase of the EU-28 Gross 
National Income of around 2.3 %, although not evenly spread across Member States: the 
impact was larger on those with higher spending on Research & Development (Figure 6); 
some Member States also used this opportunity to introduce benchmark revisions; (ii) 
2014 also was the deadline given by the Commission to Member States in the context of 
Own Resource inspections to address their specific reservations. 
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Figure 7 – Impact of methodological changes due to the update of the European System of 
Accounts (ESA) on the 2010 Gross Domestic Product (% points) 

 
Source: Eurostat 

Strong reliance on the Gross National Income-contribution does not reflect the EU 
dimension and the increasing interdependencies of economies. A contribution based 
on Gross National Income is a good indicator of the ability to pay of Member States23, 
but it is not linked to the benefits linked to EU policies. The impact of EU policies 
tackling externalities or creating public goods (for example in trade, security, 
competition, climate change), over and above the sum of national contributions to the 
EU, is largely captured by Member States' Gross National Income. These benefits depend 
on many factors such as location of activities, mobility of capital, energy and carbon 
intensities and tax regimes.  

Still, convergence in per-capita Gross National Income levels across the EU is one of its 
main policy goals and measure, providing a direct link between the EU's success in 
integrating the national economies and the distribution of its financing burden. Thus, the 
Gross National Income's overall reliability makes it a solid reference point for calculating 
the contribution to the EU budget and sharing it across Member States. This Own 
Resource could be supplemented by a number of other financing sources in order to 
better mirror the different EU policies and their value added. 

1.3. Simplifying Member States' contributions: reform of the Value Added 
Tax-based Own Resource 

1.3.1. Rationale 

The Value Added Tax is a common tax paid by all European citizens when 
consuming goods or services in the single market. This common tax is a core element 
of the single market, which is one of the European Union's greatest achievements. Value 
Added Tax operates in all Member States as a broadly based consumption tax within a 
common framework set by EU Directives. It has been progressively harmonised over the 
past decades in terms of tax base and rates although differences remain across Member 

                                                 
23  C. Fuest (2017), Reforming the EU Budget: Small changes can bring considerable improvements, in 

T.Büttner, M.Broer, C.Fuest, C.Waldhoff, M.Schratzenstaller, P.Becker, J.Haas and C.B. Blankart, 
"Die Zukunft der EU-Finanzen: Neue Wege der Finanzierung und der Verteilung?", ifo Schnelldienst 
70 (06), 2017, 03–25. 
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States. The Commission launched in 2016 a Value Added Tax Action Plan to create a 
single EU Value Added Tax area by 2022. 

Value Added Tax has proved to be a solid and reliable Own Resource since 1980 
providing predictable revenues even during adverse economic cycles. It accounts for 
a significant share of the EU budget (around 15%) but for only 0.3% of the Member 
States' Value Added Tax base. The call rate has been reduced several times since 1980 as 
the revenues of the EU budget shifted to Gross National Income-based contributions (see 
Part I, Section 1.2). 

Figure 8  – Value Added Tax-based Own Resources revenue 2011-2015 (EU28, EUR billion) 

 
Source: European Commission Services 

However, the main weakness of the current Value Added Tax-based Own Resource 
is that its calculation is based on a complex methodology. This complexity is not due 
to the Value Added Tax itself but to the number of statistical compensations calculated 
and controlled to harmonise the 28 Value Added Tax bases of the Member States. These 
compensations are considered necessary as the current Value Added Tax system is 
characterised by national derogations from the Value Added Tax Directive. The purpose 
of these compensations is to 'neutralise' different Value Added Tax rates and derogations, 
and to apply a call rate on a harmonised tax base. The method is well established, but it 
leads to unwieldy computations. Moreover, the compensation calculations are 
cumbersome and generate onerous administrative work while their material impact has 
been at a consistently very low level for many years. 

1.3.2. Objective of the reform 

The reform of the Value Added Tax-based Own Resource would radically simplify 
calculations and inspections while enhancing the connection with the single market and 
maintaining fairness across Member States. 

The reformed Value Added Tax-based Own Resource has the following aims: 

The first aim would be to tackle the complexity of the existing calculation by 
abolishing the current system of calculated compensations. The calculation of the 
new Value Added Tax base will be simple and transparent, using only fiscal data. The 
redesigned calculation builds on the receipts collected annually by Member States and 
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controlled by national Parliaments and national audit institutions. Calculation and control 
costs could be drastically reduced. 

The second aim would be to ensure fairness. The new Value Added Tax base focuses 
on receipts from standard-rated supplies, which are consumed by all EU citizens in the 
Single Market. The simplified calculation only takes into account standard-rated 
supplies, excluding reduced rates on goods and services. To ensure fairness, across the 27 
Member States, a uniform percentage equal to 45% of supplies is considered to be 
standard-rated in every Member State (see Box 2). 

The third aim of a simplified Value Added Tax-based Own Resource would be to 
make it more consistent with the Value Added Tax Action Plan launched by the 
Commission in 2016 to create a single EU Value Added Tax area by 2022. This Action 
Plan sets out the progressive steps required towards achieving a definitive and 
harmonised Value Added Tax system for the 27 Member States, setting out actions to 
tackle Value Added Tax fraud and adapt the Value Added Tax system to the digital 
economy and the needs of Small and Medium Enterprises. Furthermore, the Action Plan 
includes a proposal to reform the rules on Value Added Tax rates; the proposal for a new 
Value Added Tax -based Own Resource will be compatible with the new Value Added 
Tax rate regime as proposed. 

1.3.3. How to reform the Value Added Tax -based Own Resource? 

The reform proposes a simple and transparent way to calculate the Value Added Tax 
Own Resource base. It builds on the Value Added Tax receipts annually collected by 
Member States: 

The first step is to take the Value Added Tax receipts collected by each Member State in 
a given year, corrected for some – usually minor – territorial specificities enshrined in 
EU law as foreseen by Member States' accession Treaties. Receipts from standard-rated 
supplies would be then determined by applying a 45% common Union share to these 
receipts (see Box 2).  

(1)   Standard-rated receipts = 45 % * annual Value Added Tax receipts (incl. 
corrections) 

The second step is to calculate the standard-rated taxable base, i.e. the value of goods and 
services on which the Member State levied the Value Added Tax receipts. The standard-
rated taxable base is calculated by dividing the standard-rated receipts by the Value 
Added Tax standard rate applied in each Member State:  

(2)   Standard-rated taxable base = Standard-rated receipts / Standard rate  

The third step is to apply a uniform call rate, i.e. the same for all Member States, to the 
standard-rated taxable base:  

(3) Value Added Tax -based Own Resource = call rate * Standard-rated taxable base  

The new Value Added Tax -based Own Resource would be radically simplified and 
transparent. It would be calculated using only fiscal data, i.e. the annual Value Added 
Tax receipts collected and corrected by Member States. Subsequently, these data would 
be inspected by the Commission and audited by the European Court of Auditors, through 
systems which are already in place. 
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Moreover, the new Value Added Tax -based Own Resource would lead to a significant 
reduction of administrative costs for calculations and inspections and could be easily 
implemented in the 2021-2027 Multiannual Financial Framework. The Member States 
and the Commission have experience in the calculation and control of Value Added Tax 
receipts and well-established methods to do so. 

Box 2 – How was the 45% common Union share of standard-rated supplies to final 
consumption calculated? 

Besides standard rates set by the Value Added Tax Directive, Member States can tax at reduced 
or zero rates. In general, this applies to essential consumption goods and/or to merit goods and 
services deserving a favourable tax treatment. There is some heterogeneity across Member States 
on the Value Added Tax structure (Figure A).  

The common Union share has been computed using data from Value Added Tax statements 
calculated by Member States, inspected by the Commission and audited by the European Court 
of Auditors. According to the methodology to calculate the Value Added Tax based Own 
Resource24, the Weighted Average Rate allocates all taxable goods and services to the 
appropriate Value Added Tax rate using data from national accounts, which makes it possible to 
identify the share of standard-rated goods and services in each country. The Weighted Average 
Rate is included in the Value Added Tax Statement sent annually by Member States.  

Figure A – Value Added Tax structure per Member State 2011-2015* 

 
Source: European Commission Services. * for Croatia 2013-2015  

Between 2011 and 2015, the average share of the standard-rated goods was 73,84% going from 
99,73% to 46,22% Taking the average of the lowest share of standard-rated goods and services 
across the 27 Member States over a period of five years (2011-2015) gives a common Union 
share of 45%. This average percentage captures the common share of standard-rated supplies 
among countries, thus ensuring that the Own Resource system does not penalise any Member 
State.  

1.3.4. Quantification 

The tax base is large, around EUR 1,825 billion in 2015. With a call rate between 1% and 
2 %, revenues are estimated between around EUR 25 billion and EUR 49 billion on 
average in the 2021-2027 period. 

                                                 
24  Regulation 1553/89. 
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2. PROPOSING A BASKET OF NEW OWN RESOURCES LINKED TO EU POLICIES 

2.1. Common Consolidated Corporate Tax Base 

2.1.1. Rationale 

Multinational companies benefit in particular from the advantages of the internal 
market. With easy access to an integrated, barrier-free European market, the expansion 
of such companies is facilitated and their profitability increased. Differences in corporate 
tax rules across the EU are a long-standing problem that allow multinationals to engage 
in profit shifting and tax optimisation, distorting competition with smaller firms and 
subtracting resources from national budgets. Ongoing technological and economic 
developments such as globalisation and dematerialisation are also contributing to this. 

In 2016, the Commission relaunched its proposal to harmonise corporate income 
tax systems to ensure a fair allocation and distribution of taxable profits to the 
Member States. The Common Consolidated Corporate Tax Base establishes a common 
set of rules which simplify tax compliance, reduces administrative costs for both 
companies and governments and increases transparency and efficiency25. The Common 
Consolidated Corporate Tax Base also introduces the use of an apportionment formula, 
by which profits are allocated to Member States based on sales, labour and assets. 
Therefore, taxes will be paid in the Member States where the profits are generated, which 
should reduce distortions. 

An Own Resource based on the Common Consolidated Corporate Tax Base would 
directly acknowledge the link between the financing of the EU budget and its 
benefits26, as it would emphasise the Member States' common interest in ensuring a level 
playing field for companies operating in the single market. The Common Consolidated 
Corporate Tax Base would enable businesses to enjoy a level playing field, legal 
certainty and minimal obstacles when operating across borders. Only one set of tax 
declarations would be required for the all EU operations. Companies would apply the 
same rules when calculating their taxable profits thus reducing transfer-pricing planning 
opportunities. 

2.1.2. How would it work? 

The Common Consolidated Corporate Tax Base proposal provides requirements for 
companies or groups of companies having total worldwide consolidated revenue above a 
certain threshold and meeting certain ownership criteria. Companies below the revenue 
threshold may also opt to apply the rules of the Directive. The consolidated tax base 
would then be apportioned among Member States by a formula, comprising three 
equally-weighted factors: labour (composed of both payroll cost and the number of 
employees with equal weights), assets and sales. 

A Common Consolidated Corporate Tax Base -based Own Resource would be calculated 
by applying the call rate on the value of the taxable profits of those companies for which 
the Common Consolidated Corporate Tax Base is compulsory, as apportioned to each 
                                                 
25  Commission proposals for Council Directives COM(2016)683 final and COM(2016)685 final. 
26  Candau F., and Le Cacheux, J. (2017), Corporate Income Tax as a Genuine Own Resource Available 

at SSRN: https://ssrn.com/abstract=2939938 or http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2939938. Berger M. and 
al., (2017), How Europe can deliver. Optimising the division of competences among the EU and its 
member states. Case study 3 on corporate taxation. Bertelsmann Stiftung, Gütersloh.  

http://dx.doi.org/10.2139/ssrn.2939938
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Member State. The amounts would be transferred to the EU budget by the Member 
States. Taxable profits of companies outside the mandatory scope of the Directive (i.e. 
below the size threshold or outside the other criteria) would be excluded for the purposes 
of Own Resources. 

Applying a uniform call rate to a common, consolidated tax base after apportionment 
would ensure fairness of the distribution across Member States, in accordance with 
elements of the formula for apportioning the profits of company groups to the Member 
States where they operate27. The EU Own Resource to be made available by each 
Member State would therefore be calculated as follows: 

Common Consolidated Corporate Tax Base based Own Resource = call rate * 
apportioned tax base (mandatory part) 

2.1.3. Estimated revenues 

Based on 2012 data, the total tax base in the EU-27 was estimated at nearly EUR 380 
billion28. A call rate between 1% and 6%would generate around EUR 4 billion to EUR 
23 billion on average for the period 2021-2027 (2012 data)29.  

2.2. Own Resource based on the Auctioning revenue from the EU Emissions 
Trading System 

2.2.1. Rationale 

The EU is building an Energy Union framework strategy, with five priority 
dimensions: (i) energy security, solidarity and trust; (ii) a fully integrated European 
energy market; (iii) energy efficiency contributing to moderation of demand; (iv) 
decarbonising the economy; and (v) research, innovation and competitiveness. This 
framework requires significant investment in clean energy infrastructure over the next 
decade, a part of which will be financed by the EU budget. In the context of the Paris 
Agreement adopted on 12 December 2015 under the United Nations Framework 
Convention on Climate Change (UNFCCC), the EU committed to reducing its emissions 
by at least 40 % between 1990 and 2030. 

The Emissions Trading System is one of the main instruments to reduce greenhouse 
gas emission in the EU. It provides a maximum (cap) on the total amount of greenhouse 
gases that can be emitted by the sectors covered. Companies receive or buy emission 

                                                 
27  The proposed Directive states that the consolidated tax base – when positive – shall be shared between 

the company group members at the end of each tax year on the basis of a formula for apportionment. 
In determining the apportioned share of a group member A, the formula shall take the following form, 
giving equal weight to the factors of sales, labour and assets: 

 

28  Due to data limitations, these estimates are for all multinational groups, which is the best estimate for 
groups with consolidated global turnover above EUR 750 million. The estimates are based on the 
CORTAX simulations for the Impact Assessment of the Common Consolidated Corporate Tax Base 
(more specifically, scenario 4 of Table 11). For more information on CORTAX, see Modelling 
corporate tax reform in the EU: new calibration and simulations with the CORTAX model. Working 
Paper n°66, 2016. Taxation Papers.  

29  Assuming it enters into force in 2023. See Part III, section 1. 
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allowances which they can trade with one another as needed. This cap and trade system 
ensures that emissions are reduced with the cheapest abatement cost possible. It applies 
to over 11 000 power plants and industrial installations across the EU, as well as to 
aviation for flights within the European Economic Area. Allowances are auctioned or 
allocated for free to the industry. 

The Emissions Trading System is an EU-wide instrument. Installations covered by 
the system are subject to the same rules across the EU. There is a single carbon price 
across the EU for the sectors covered. 

The auctioning of allowances provides revenues to the Member States who collected 
EUR 21.3 billion over the period 2013-2017 (including the United Kingdom). To date, 
most of the auctioning revenues are redistributed among Member States according to 
their share of verified emissions during the 2005-2007 period. At least 50% of those 
revenues should be used for climate-related purposes. According to the most recent 
information available, more than 80% of these revenues have been used or are planned to 
be used for climate and energy purposes30. 

The Emissions Trading System provides the same carbon price to all economic 
operators. In terms of costs, most of the auctioned allowances are used by the power 
sector. With the development of interconnections between Member States, wholesale 
electricity markets in the EU are becoming increasingly integrated. Installations 
consequently increasingly pass the carbon price on to consumers throughout the EU and 
not only in the country where they are located. 

The Emissions Trading System is a unique Pan-European policy instrument which 
benefits all citizens across the EU. This policy instrument has been fully harmonised at 
EU-level since 2013, with the exception of the sharing of the revenues, which remain 
mostly allocated based on the share of verified emissions during the 2005-2007 period. In 
terms of environmental benefits, the emission reductions generated by this policy have an 
EU added-value.  

2.2.1. How would it work? 

The Own Resources contribution would only apply to the allowances distributed to all 
Member States on the basis of 2005-2007 emissions31. This covers 90% of the 
allowances available for auctioning and excludes the allowances auctioned for aviation. 
The Own Resources contribution would also include the allowances which are designated 
for auctioning, but which may on the basis of an optional derogation, be allocated for free 
to the power sector in certain Member States32 for use in modernising their electricity 
generation sector33. Currently, 10 Member States have the possibility to allocate for free 
up to 40% of their allowances34. To ensure that the decision whether or not to use the 
free allocation option for the power sector is based on economic grounds as originally 
provided for in the Directive, the Own Resource would also cover these allowances. 

                                                 
30  Article 10(3) of the Emissions Trading System Directive. 
31  Or in 2005 and 2007. Article 10(2)(a) of the Directive. 
32  Article 10a and 10b of the Directive. 
33  Article 10c of the Directive. 
34  Note that the share of allowances can be increased to 60%, using allowances redistributed for reasons 

of solidarity, growth and interconnections, if from that same amount allowances are also transferred to 
the Modernisation Fund established under the Directive.  
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To ensure fairness, some allowances distributed to the lower income Member States 
would not be covered by the Own Resource. This corresponds to the 10 % of allowances 
available for auctioning, which are redistributed for the purposes of solidarity, growth 
and interconnections35. Similarly, the revised Directive established a Modernisation Fund 
intended for use at modernising the energy sector in the less wealthy Member States. The 
amount of allowances dedicated to financing this fund (2 % of the total cap) will not be 
subject to the Own Resource contribution.  

Emissions Trading System-based Own Resource = call rate * allowances * auction 
clearing price36 

2.2.2. Estimated revenues 

Estimated annual average revenues could vary between EUR 1.2 and 3.0 billion37  
depending on the carbon price and auction volumes, which are subject to the operation of 
the Emissions Trading System market stability reserve. 

2.3. Own Resource contribution based on Plastic Packaging Waste 

2.3.1. Rationale 

Plastic packaging generates pollution. Plastic makes a positive contribution to the 
European economy and improves the daily lives of the European citizens. At the same 
time, Europeans generate 25 million tonnes of plastic waste of which less than 30 % is 
collected for recycling. Pollution from plastics affects not only the environment but also 
human health. 

The pollution generated by plastics and micro-plastics goes beyond national 
borders. Marine litter and micro-plastics are a particular concern and threaten the 
conservation of the seas' biological resources. Early in 2018, the Commission adopted a  
European Strategy for Plastics in a Circular Economy38. This strategy will contribute to 
tackling the environmental problems, in particular by improving the economics of 
recycling and reducing the leakage of plastic litter into the environment. This strategy 
also aims to increase plastics sustainability, while stimulating and rewarding innovation, 
competitiveness and job creation. It provides an EU-wide recycling target of 50% by 
2015 for plastic packaging waste. This rate will increase to 55% in 2030.  

The strategy also recommends introducing measures of a fiscal nature encouraging 
environmentally friendly behaviours. Such measures will contribute to stimulate 
investment in recycling facilities39. They will complement the other measures of the 
package.  

                                                 
35  Article 10(2)(b) of the Directive. 
36  Except for allowances freely allocated to the power sector, for which the contribution is equal to the 

relevant share of the market value of these allowances. 
37  The lower price estimate is EUR 10/ton which corresponds to market price in the first months of 2018. 

The upper price estimate is EUR 25/ton which corresponds to the central scenario of the impact 
assessment conducted for the proposed Emissions Trading System revision during phase 4 (2021-
2030) 

38  COM/2018/028 final.  
39  Achieving the objectives laid out in this strategy will require major investments in both infrastructure 

and innovation. Meeting ambitious goals on plastics recycling alone will require an estimated 
additional investment of between EUR 8.4 and 16.6 billion. See Deloitte, (2015) Increased  EU 
Plastics Recycling Targets:  Environmental, Economic and Social Impact Assessment.  
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The EU budget would contribute to meeting the objectives of the Plastics strategy. 
The proposed Own Resource contribution would be directly proportional to the quantity 
of Plastic Packaging Waste generated in each Member State that is not recycled. The 
contribution will therefore provide an incentive for the Member States to reduce these 
waste streams through efforts to increase recycling and/or to reduce plastic packaging 
volume.  

Box 3 – Options for a Plastic based Own Resource 

The production and consumption of plastics generates pollution and harms human health. Marine 
litter and micro-plastics is a particular concern. In order to fight plastic waste, and in particular 
waste from single use plastic packaging, some Member States have started to implement tax 
measures according to the “polluter pays” principle. Denmark introduced a plastic bag tax in 
1994. Consumption halved from around 800 million bags to 400 million bags. In 2002, Ireland 
enforced a plastic bag tax. In consequence of a 15-cent fee, plastic carrier bag consumption fell 
by 94%, meaning that yearly Irish consumption decreased by about 1 billion bags. 
Approximately EUR 10 million were raised from this tax in the first year. In some Member 
States, discussions have started about taxing plastic bottles. Other Member States put in place 
regulatory instruments. Italy and France banned plastic bags not deriving from biodegradable 
sources. Finland, Luxembourg, the Netherlands and Germany have also introduced measures to 
contrast the distribution of plastic bags with effective results.  

Several options have been explored so that the revenue side of the budget contributes to the 
objective of the Plastic strategy. A tax on production would have taxed inputs or outputs along 
the principle of polluter payer. This would have had a negative impact on industrial 
competitiveness and entailed a risk of production leakage. Applying a retail tax on a limited 
number of plastic items would influence consumer behaviour. According to an estimate, a tax on 
plastic bags would collect from EUR 0.4 billion to EUR 7.5 billion40. However, an EU wide tax 
would have possibly overlapped with existing national measures and would hardly limit as much 
as possible the administrative burden for both tax administrations and retailers. Finally, an option 
based on a national contribution would request them to contribute to the EU budget 
proportionally to the annual quantity of plastic packaging waste that is not recycled. National 
authorities would be incentivised to reduce this quantity of waste. At the same time, in line with 
the principle of subsidiarity, they would enjoy some discretion as to the most appropriate 
economic and regulatory measures to meet this objective. 

2.3.2. How would it work? 

The Own Resource contribution would be proportional to the quantity of Plastic 
Packaging Waste that is not recycled. The contribution of Member States to this Own 
Resource would be calculated by applying a call rate to this quantity.  

Plastic-based Own Resource = call rate * kg of non-recycled plastic packaging waste 

High quality and timely EU waste statistics are needed on the generated Plastics 
Packaging Waste, as well as for the recycled amount. The data on plastic packaging 
generation and recycling are already reported to the Commission (Eurostat) pursuant to 
Article 12 of the European Parliament and Council Directive 94/62/EC of 20 December 
1994 on packaging and packaging waste41. There is consequently an appropriate legal 
basis for gathering these data. The quality of Plastic Packaging Waste statistics will 
further improve with the adoption of the amendment of the Plastic Packaging Waste 
Directive in 2018. Pursuant to that revised Directive, by March 2019, the EU will adopt 

                                                 
40  Schratzenstaller M., (2018), A Plastic Tax as Sustainability-oriented Tax-based Own Resource for the 

EU Budget. Input to the Plastic Packaging Roundtable of 22 March 2018. To be published 
41  OJ No L 365/10 of 31.12.94 
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implementing acts to establish methodological rules to ensure data quality and 
comparability across Member States.  

Box 4 - Collection of data on Plastic Packaging Waste 

Member States are required to report data on generated and recycled Plastic Packaging Waste to 
the Commission (Eurostat) in accordance with Directive 94/62/EC on packaging and packaging 
waste, which includes EU binding targets for the recycling of plastic packaging. Data on Plastic 
Packaging Waste are most of the time collected by Extended Producer Responsibility 
organisations, regional authorities or statistical offices and reported to the national authority, 
which in turn report the data to the Commission following the rules and formats established by 
Commission Decision 2005/270/EC.  

A careful review of Plastic Packaging Waste statistics demonstrates that data quality has 
improved over time. It could be considered fit for the purposes for many Member States already 
now. In particular, data on waste per capita are strongly correlated with the level of income 
across Member States. Therefore, the differences across Member States as regards generated 
Plastics Packaging Waste can to a large extent be attributed to differences in terms of 
consumption levels rather than to statistical factors. Nonetheless, the data should be further 
improved, in particular for some Member States and as regards recycled plastics packaging.  

The new waste legislation due for formal adoption in May 2018 will further improve data quality 
and comparability across Member States. The amendment of Directive 94/62/EC introduces strict 
and harmonised calculation rules. It envisages that only waste amounts that enter a recycling 
operation shall be considered as recycled, and that the data on packaging waste generated and 
recycled shall be submitted to the Commission every year within 18 months of the end of the 
reporting period and shall be accompanied by a quality check report. The description of the 
system for collecting data and of the methods used will be subject to verifications on behalf of 
the Commission, and where necessary visits in Member States would occur, including 
inspections as foreseen under Own Resource legislation,.    

2.3.3. Estimated revenues 

According to the most recent data available, the EU-27 (excl. the United Kingdom) 
generated in 2015 13.6 million tonnes of Plastic Packaging Waste, of which 40% were 
recycled. According to certain estimates42, this quantity is expected to increase by 
approximately 300 thousand tonnes per year in the next decade. However, if the EU and 
its Member States put in place measures to meet the objectives of the Plastics strategy, 
the recycling rate will also increase to 50% by 2025 and to 55% by 2030. All in all, 
revenues are expected to remain relatively stable during the 2021-2027 period; depending 
on the call rate applied they could range between EUR 4 billion and 8 billion per year. 

3. MAKING BETTER USE OF ‘OTHER REVENUES’ 

3.1. Other revenues: a wide range of sources of revenues 

'Other Revenues' supplementing the Own Resources stem from a wide range of 
sources. They include the following: (i) the surplus from the previous year; (ii) 
contributions from third parties for the participation in certain programmes; and (iii) 
income stemming from interests and fines or penalties due to infringement of EU law. To 

                                                 
42  ICF Consulting Services Ltd (2018), Plastics: Reuse, Recycling and Marine Litter”, a study prepared 

for the European Commission, (forthcoming).  
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the extent that the revenue is generated by the implementation of EU legislation itself, it 
can be earmarked to cover related expenditure. 

The proceeds stemming from many of these sources are largely unpredictable and 
volatile. Only some items are known 'ex ante' (i.e. at the time the budget is approved) 
and can be entered in the budget in the beginning of the year. For example, the other 
revenue budgeted in 2018 will be equivalent to around 1.3 % of overall revenue. Other 
items are only known later in the course of budget execution and carry a 'p.m.' entry. 
Only in hindsight (i.e. looking at 'outturn' figures) can a full overview of other revenue be 
shown. 

Except for 'sufficiency and stability', 'other revenues' score rather high against 
most of the traditional assessment criteria. They are immediately linked with EU 
policies and legal competences, are easy to administer, and, if earmarked, do not crowd 
out expenditure under the Multiannual Financial Framework ceilings or Own Resources 
under the Own Resources ceiling. Furthermore, as they are not transferred from national 
treasuries, they are not included under the national contributions that would be subsumed 
into the operating budgetary balances and therefore constitute an independent, 'genuine' 
EU income source. 

In fact, under the present system, 'other revenues' already constitutes a genuine, 
albeit mostly unpredictable income source for the EU budget outside the Own 
Resources Decision. Between 2010 and 2016 and depending on which exact items are 
counted, the amounts thus received as 'other revenues' ranged between EUR 3 billion and 
10 billion per year. 

Figure 9 – Other revenue, excluding surplus and revenue from third parties 

 
Source: European Commission Services 

Subject to its legal base, origin and purpose, other revenue is registered either as 
'general revenue' or as 'assigned revenue'. As a rule, other revenue is balanced out 
through the Gross National Income-based Own Resource, thus leading to lower needs for 
national contributions from the Member States (see Part I, Section 1.2). Other revenue 
which is registered as 'assigned' revenue is used to provide additional appropriations to 
finance expenditure. The related expenditure lines must be clearly stated in the budget 
documents. 

The present level of other revenue allocated to the EU budget could be increased if 
the opportunities were more systematically exploited. The final report of the High 
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Level Group on Own Resources recommends that as a matter of principle all revenue that 
is created by common EU level rules should accrue to the EU budget. In the past, 
revenue created by EU legislation has sometimes been allocated to national budgets, like 
the auctioning proceeds of the Emissions Trading Schemes. The European Travel and 
Information Authorisation System (ETIAS) as proposed by the Commission foresees that 
the fees/Visa waivers to be paid by visitors to the Schengen area from third countries 
should constitute assigned revenue (to allow for additional appropriations on selected 
budget lines). The EU budget might receive approximatively EUR 100 million per 
year43. 

3.2. Mapping other future revenues 

The High Level Group on Own Resources published its final report and 
recommendations in January 2017. As a follow-up, Commission services have 
thoroughly analysed these recommendations and examined possible variants in view of 
operationalising the candidates as well as a few additional options which were not 
included in the report. Whilst these candidates have their potential merits, they were not 
retained in the final basket as proposed by the Commission for a variety of reasons. 

Excise duties, such as for tobacco or other consumer items can be subject to EU level 
harmonisation. In many cases, they also pursue a double purpose: revenue generation and 
behavioural change. To the extent that they already build on a minimum harmonisation at 
EU level, such surcharges would, in principle, lend themselves as a basis for an Own 
Resource for the EU budget. 

An Own Resource based on cigarettes taxation was analysed. In recent years, the 
European Union has strengthened its focus on tobacco-related policies, pursuing fiscal 
harmonisation and fighting tobacco smuggling. A directive on the structure and rate of 
excise duties already exists. Another directive – the Tobacco Products Directive - aims to 
tackle illicit trade in tobacco products, which costs national (and indirectly the EU-) 
budgets over EUR 10 billion per year.  

Similarly, a sugary drink tax coordinated or harmonised at EU level could address 
negative externalities of consuming sugar, in terms of health problems and healthcare 
costs. The rate of obesity is among the indicators for the Sustainable Development Goals. 
Such a tax could be a way to regulate (i.e., discourage) the consumption of sugary drinks 
while avoiding distortions in the Single Market. A (minimum) EU-level sugary drinks 
tax, along the lines of those already existing at national level could have been designed as 
an Own-Resource.  

In the field of environment taxation, other Own Resource candidates were explored. A 
motor fuel surcharge could have built on a broad existing tax base and be in line with the 
aim of decarbonising the transport sector44. Moreover, an Own Resource linked to petrol 
could build on an existing framework of harmonisation. 

                                                 
43  These estimated numbers rely on the statistics available in the Smart Border Technical Study. 
44  Thöne M. (2016), Transferring taxes to the Union: the case of European road transport fuel taxes. 

Chapter in The Future of EU-Finances, Working Papers for the Brussels Symposium on 14 January 
2016, Edited by T. Buettner and M. Thöne. 
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A border carbon adjustment scheme45 was explored. Similar to the levying of custom 
duties, this would build on the EU's legal prerogatives with respect to the common 
external borders. Compliance with the rules of the World Trade Organization would have 
to be ensured. The introduction of additional duties on imports would require an 
equivalent measure affecting producers in the Union in order to ensure non-
discrimination of imported products. A carbon tax in non-Emissions Trading System 
sectors could be applied to both domestic and imported products but the precise 
definition of a tax base would be difficult in practice. It would have to reflect the actual 
carbon footprint throughout the production chain of each product.  

A seigniorage-based own resource was analysed. Such revenues are not only the addition 
of what national revenues from printing money used to generate before the creation of 
the euro, they also result from the fact that the euro has become an international reserve 
currency, a status most national currencies did not have. Such revenue source, however, 
can only be legitimately seen in the context of the euro area and not the EU as a whole, in 
particular in the context of the European and Monetary Union and stabilisation 
instrument. 

As part of the Multiannual Financial Framework package in 2011, the Commission had 
proposed the introduction of a new Own Resource based on a new Financial Transaction 
Tax46. As no unanimity could be mustered for the Financial Transaction Tax, in 2013 the 
Commission tabled a proposal for a Council Directive implementing enhanced 
cooperation. The negotiations are still ongoing in the Council. The detailed provisions 
which should govern the creation of the harmonised Financial Transaction Tax are still to 
be decided upon by unanimity by the now 10 participating Member States47. 
Nevertheless, the Financial Transaction Tax-based Own Resource could be a viable 
'candidate' which fulfils many criteria (in particular its mobile tax base and cross-border 
nature) which can only be regulated effectively - or taxed efficiently - at EU level. As 
such, it would have a marked EU added value dimension.  

Finally, digital taxation has been analysed. Current tax rules, which are based on the 
physical presence of activities, do not properly grasp the development of the digital 
economy. The application of national digital taxes with different rates and different rules 
would remain suboptimal and create additional administrative costs for the participants. 
Furthermore, the eventual economic incidence of the tax and its costs are difficult to 
locate by Member State since it is incompatible with a logic of national jurisdiction. In 
March 2018, the Commission presented a proposal on a Digital Services Tax48 which 
would allow digital players to be taxed through a fair and harmonised system. The 
proposal combines a long-term (comprehensive) solution, based on a Directive 
addressing 'where' and 'what' to tax and providing for future integration with the 

                                                 
45  Condon M., Ignaciuk A. (2013), Border Carbon Adjustment and International Trade. A literature 

review. OECD Working Papers 2013/06; Helm D. and al. (2012), Trade, climate change and the 
political game theory of border carbon adjustments. Oxford Review of Economics Policy, Volume 28, 
Number 2, 2012, 168-394; Krenek A. and al. (2017), Sustainability-oriented future EU funding: A 
European border carbon adjustment. FairTax Working Paper Series, n°15. 

46  This proposal was designed during the economic and financial crisis where most governments had to 
provide extensive support to their financial sectors. Since the crisis, the EU has adopted several 
regulatory reforms for the financial sector. See IMF(2010), A Fair and Substantial Contribution by the 
Financial Sector.  

47  Austria, Belgium, Germany, Greece, Spain, France, Italy, Portugal, Slovenia and Slovakia. 
48  COM(2018) 148 final of 21 March 2018. 
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Common Consolidated Corporate Tax Base; and a short-term solution applicable in the 
interim. 

4. PHASING OUT CORRECTIONS 

In addition to being complex, the system of rebates is interrelated with the concept 
of net balances, which is also to become obsolete as regards the evolution of the EU 
budget. Net balances cannot be used either as an exact measure of solidarity or excessive 
budgetary burden, nor as a proxy for ‘cost-benefit’ assessments. Expenditure from the 
EU budget allocated to a specific Member State often benefits other Member States as 
well or even addresses a common European public good. In fact, net balances ignore, 
almost by definition, any European added value not directly measurable.  

The net-balances approach is even less relevant in the context of a modern budget 
focused on common priorities and European public goods. The decreasing weight of 
nationally allocated programmes, in particular the Common Agricultural Policy and 
Cohesion Policy, and the growing share of spending priorities such as research and 
innovation, mobility, border management, security and defence, call for a truly European 
approach with the resulting added value not captured by net balances. Introducing new 
revenue components which, by their very nature, reflect collective benefits of 
cooperation and coordination at EU level should further attenuate the perception of the 
EU budget as a zero-sum transfer system. 

Removing corrections immediately could however lead to a significant and sudden 
increase in the contributions of Member States having benefitted from corrections in 
2020. Therefore, lump sum reductions to their Gross National Income-based contribution 
are proposed, which will be gradually phased out. To this end, the gross reductions in the 
Gross National Income-based contributions granted to Denmark, the Netherlands and 
Sweden, the reduced call rate for the Value Added Tax-based Own Resource for 
Germany, the Netherlands and Sweden and the amount of corrections resulting from the 
reduced contribution to the United Kingdom correction granted to Germany, the 
Netherlands, Austria and Sweden are converted into a corresponding single lump sum for 
each Member State concerned. The ‘rebates on the rebate’ are included in this calculation 
as they determine the national contributions financing key of Member States in 2020. 
Abolishing the UK rebate and the Member States contributions to finance it changes the 
financing key for all Member States. While there is an increasing financing share for 
Germany, the Netherlands, Austria and Sweden, the share in national contributions for all 
other Member States diminishes. The baseline for determining the lump sums is the sum 
of corrections granted in 2020. They will be granted as gross reductions in the Member 
States’ Gross National Income-based contributions and reduced by equal steps over the 
period 2021 and 2025 to be phased out by the end of 2025 (Figure 10). 
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Figure 10 – Phasing out corrections (gross reductions to GNI-based contributions, 2018 
prices)

 
Source: European Commission Services 

5. SUMMARY 

The reform of the revenue side could be conceived in a comprehensive way and comprise 
several elements yet without jeopardising those features of the present system of Own 
Resources which have proven their worth.  

The modernisation of existing Own Resources could be achieved through simplification 
and lowering the share of the Gross National Income-based contribution to make it a true 
residual item, balancing the Own Resource system as originally designed.  

The introduction of new types of Own Resources would create a more direct link 
between the budget's revenue side and EU policies. Diversifying the revenue sources 
would make the EU budget more responsive to national evolutions. 

Corrections will be gradually phased out as they do not correspond any more to the 
increasing focus on EU added value expenditure.  

 

 

  



 

34 

PART 3: A BASKET OF OWN RESOURCES: BUILDING ON COMPLEMENTARITIES TO 
ENHANCE FISCAL COHERENCE, RESILIENCE AND FAIRNESS 

This part analyses the merits of proposing a basket of Own Resources for the EU budget. 
Since 1988, when the Commission launched the Single Market project and then enlarged 
to new countries, no new categories of Own-Resources have been introduced. The new 
Own Resource created at that time aimed to ensure financial autonomy and the capacity 
to balance an expenditure driven budget. Since then, the proposed reforms have not been 
approved for various reasons, including the perceived merits of a simple and stable 
system based on national contributions49. A mixture of financial interests, political and 
institutional considerations have stood in the way of finding agreement and overcoming 
veto threats ever since (Part I).  

However, the increasing challenges posed by globalisation and digitalisation, the stronger 
integration of European economies and the need to reinforce the sustainability of growth, 
reveal some weaknesses in the current system on both the revenue and expenditure sides. 
The economic and financial crisis, as well as the recent migration crisis, has shown the 
need to increase the reactivity and flexibility of the EU budget. The Mid-Term Review of 
the Multiannual Financial Framework has addressed some of these shortcomings by 
increasing the flexibility of the expenditure side. 

Section 1 describes how the different Own Resources could be phased in in the EU 
budget, taking account of the ongoing policy discussions at the EU level. Section 2 
highlights the increased fiscal coherence between EU and national budgets on the 
revenue side. Section 3 describes how the basket of Own Resources amplifies the 
existing adjustment system ensured by the Gross National Income-based contribution. 
Section 4 discusses how the coherence of reporting national contributions to the EU 
budget could be improved. Section 5 concludes. 

1. TIMING AND PHASING IN OF NEW OWN RESOURCES 

Due to the ratification requirement, Own Resources decisions only enter into force 
with a time lag which can last up to over two years. It can be applied with retroactive 
effect, which in the past has further complicated the working of correction mechanisms. 
However, the allocation of new Own Resources to the EU budget can also start at a later 
stage, or be conditional, for example, upon the coming into effect of a relevant basic act. 

A basket of new Own Resources will provide some fresh money to the EU budget. 
While most of the proposed new revenue sources will not create entirely new revenue 
streams, they are clearly linked to initiatives taken at EU level and reflect directly or 
indirectly the added value of the Own Resources system. In terms of estimated revenue, 
the new Own Resources have the potential to provide a significant share of the necessary 
income. Depending on the agreed ceiling for payments under the next Multiannual 
Financial Framework, as well as on the impact of the proposed changes to the existing 
Own Resources (i.e. customs duties and the reformed Value Added Tax) revenues from 
the new Own Resources could provide (i) additional revenues to contribute to the closing 
of the financing gap (Part I, Section 2) and/or (ii) replace part of the Gross National 
Income-based contributions (Figure 11).  

                                                 
49  See Part I. In 2011, the Commission proposed to introduce a new Own Resource based on the 

Financial Transaction Tax and to simplify the Value Added Tax-based Own Resource.  



 

35 

Figure 11  – A new basket of Own Resources adding to, or partly replacing, Gross National 
Income-contributions 

 
Source: European Commission Services 

A basket of new Own Resources could be phased in progressively. Table 2 assumes 
that the Own Resources based on Value Added Tax, the Emissions Trading System and 
Plastic Packaging Waste that is not recycled will be collected as of the entry into force of 
the Own Resources Decision, whereas the Own Resource based on the Common 
Consolidated Corporate Tax Base is projected to 'kick in' in 2023, once the relative 
legislation is transposed and applied by corporations to declare their taxable profits.  

Table 2 – Reform of the revenue side of the EU budget: phasing in of Own Resources  

% shares 2018 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 Average 
2021-2027 

GNI-based Own Resource 71 64 64 57 57 56 56 56 58 
Value Added Tax-based Own 
Resource 12 14 14 13 14 14 14 14 14 

Traditional Own Resources 16 15 15 14 15 15 15 15 15 
CCCTB-based Own Resource    

9 9 9 9 9 6 
ETS-based Own Resource  

2 2 2 2 2 2 2 2 
Plastic-based Own Resource  

4 4 4 4 4 4 3 4 
TOTAL Own Resources 99 99 99 99 99 99 99 99 99 
Other revenues 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
TOTAL revenues 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Source: European Commission services long-term projections.  
Call rates: Value Added Tax-Own Resource: 2018-21: 0.3% on final base; as from 2021: 1% on standard-rated base; Common 
Consolidated Corporate Tax Base: 3% on tax base; Plastic: EUR 0.80 per kg of non-recycled Plastic Packaging Waste. The Common 
Consolidated Corporate Tax Base-based Own Resource revenues start flowing only in 2023.  
Note: The table is built on purely illustrative, smoothed figures: it takes as starting point the 2016 outturns or 2018 adopted 
projections, and applies to them the growth rates of Gross Domestic Product in the long-term projections developed by the 
Commission for e.g. the Sustainability report, also used to project Multiannual Financial Framework expenditure. Conversely, the 
revenues from Plastic Packaging Waste and Emissions Trading System Own Resources are estimated to remain stable over time in 
nominal terms.  
Note: This presentation does not include the United Kingdom’s payments on outstanding commitments and liabilities at the end of 
2020 due in line with the terms agreed in the draft withdrawal agreement. 

Comparing the present revenue composition in 2018 with that projected in 2027 shows 
the continuity and the innovation in the reform of the EU budget. Under the current 
system, depending on the year and the stage of the annual budget cycle, the Gross 
National Income-based Own Resource covers between two thirds and three quarters of 
total revenue. Once the new Own Resources are introduced, the Gross National Income 
would cover more than half of total revenue and would continue to 'absorb' the 
fluctuations of annual payments from the EU budget. 
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2. COMPLEMENTARITIES WITH NATIONAL BUDGETS: INCREASED FISCAL COHERENCE 
ON THE REVENUE SIDE 

2.1. Complementarities between EU and national level: Structure of the 
budget 

The diversification of Own Resources enhances the EU dimension of budget 
revenues. As shown in Figure 10, the degree of national and supranational decision-
making matches with the link to EU competences for each proposed Own Resource. 
More upwards and rightwards in the matrix are the revenue sources satisfying both these 
criteria of fiscal coherence50.   

Figure 12 – Assessment matrix for Own Resources 

 
Source: European Commission Services adapted from the final report of the High-Level Group on Own Resources. 

The "basket" approach puts back genuine Own Resources in terms of linking them to key 
EU policies. It displays a strong relation to EU policies and the need to act at EU level 
when it comes to address negative externalities (greenhouse gas emissions, plastic 
waste). At the same time, they are also linked to the benefits of the internal market 
generated by trade and tax harmonisation. EU initiatives on Value Added Tax and 

                                                 
50  On the competences between the EU and Member States, see Lipatov V., Weichenrieder A., (2016), The 

subsidiarity principle as a guideline for financing the European Budget, in The Future of EU-Finances, 
Working Papers for the Brussels Symposium on 14 January 2016, by T. Buettner and M. Thöne (eds.). See 
also Barbier-Gauchard, European public expenditures: Community level and National level. In EU Budget 
and National Budgets: Facts, figures and Impact. Study, European Parliament, Directorate General for 
Internal Policies. On the structure of budgetary revenues, see A. Boiar (2015), Optimal structure of 
International Union budgetary revenues. Romanian Journal of Economics, Institute of National Economy, 
vol. 40(1(49)), pp 72-88. 
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corporate taxation contribute to ensuring a level playing field for companies and 
consumers.  

As a result, the composition of the EU budget revenue side would be more akin to 
the structure of national budgets51 (Figure 13; Box 6). Depending on the call rates 
applied, the EU budget could get a significant share from consumption tax (Value Added 
Tax), corporate income tax (Common Consolidated Corporate Tax Base) and from 
environmental contributions (Emissions Trading System, plastic). The rest would be 
financed by a Gross National Income-contribution (which can, in some sense, loosely 
mirror the role of personal income tax revenues in national budgets).  

Currently, most of national budget revenues come from personal income tax, including 
social contribution. Consumption taxes are also a substantial source of revenues while 
environmental revenues constitute a lower share, and account for 6.7% of national tax 
revenues on average.  

Figure 13 – Composition of revenues in Member States and new proposed EU budget 

 
Source: European Commission Services, based on Eurostat.  
Note: The chart presents a backward simulation of how the EU budget could have been funded, compared with average of the 27 
national budgets, based on Eurostat data for 2011-2016, weighted with Gross National Income. Personal income-based revenues also 
include social contributions. EU budget revenues comprise the Gross National Income-based and Value Added Tax-based 
contributions (average over 2011-2016), Common Consolidated Corporate Tax Base revenues (3% call rate) which are based on 2012 
estimates made with the CORTAX model, and environmental-based revenues that include the Emissions Trading System- and Plastic-
based Own Resources (2016 estimates). 
 

Box 6: Comparison of budget structure in federal systems 

In size, the EU budget will remain relatively small (around 1% of EU Gross National Income) 
and cannot be compared to the size of national budgets where the share of revenues varies from 
26% of Gross Domestic Product in Ireland to 53% in Denmark and France). However, the basket 
of new Own Resources would considerably change the structure of the EU budget, making it 
more comparable to national ones. 
Figure A shows the composition of different sources of revenues allocated between the levels of 
government for Germany, the United States and the EU. For Germany and the United States, 
"non-federal" consists of tax income revenues at the state/regional and local levels. In the United 
States, corporate income tax is mainly a federal revenue and consumption (sales) tax a state or 
                                                 
51  Note that in general, the comparison between EU and national budget is done for expenditures. See 

Mathis A., (2014), Key figures on National Budgets and EU budget. In EU Budget and National 
Budgets: Facts, figures and Impact. Study, European Parliament, Directorate General for Internal 
Policies. 
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local one. In Germany, the main taxes are shared between the federal and state government 
levels, whereas social contributions are managed by a separate entity at federal level. 
All these systems are not comparable in terms of governance and institutions, but in most cases, 
central and national budgets display some form of relationship in terms of structure and size of 
revenues52. At present, the EU has a remarkably high share of national contributions based on 
Gross National Income and little direct relationship with national budgets. 

Figure A – Revenues by level of governance in the EU and in two federal systems 

 
Source: European Commission Services. 
Note: The data are presented as a percentage of Gross Domestic Product (and of the EU-27 total Gross National Income for the EU 
Budget). 

Overall the diversification of revenues of the EU budget would not concentrate the 
burden on a few Member States. The underlying bases for the new Own Resources 
States in recent years have been comparable to that of Gross National Income (Figure 
14). The coefficients of variation across countries of Gross National Income, Value 
Added Tax and corporate income tax are all around 1.6 over the 2011-2015 period. For 
plastics and the Emissions Trading System, they are even lower.  

Figure 14 – Variability of Gross National Income and candidate Own Resources  

 
Source: European Commission Services, based on Eurostat (national revenue and Gross National Income data).  
Note: minimum, maximum and quartiles values of the distribution of each resource are scaled to the respective median value (used as 
numéraire).  

                                                 
52  See Hagelstam K., and al. (2017), The Fiscal Governance Frameworks of the United States and the 

European Union: Comparing 'Apples and Pears'. European Parliament, Economic Governance Support 
Unit.  
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2.2. Complementarities between the EU and the national level: the cyclicality 
of the basket of Own Resources 

The revenue profile of each Own Resource differs (Figure 15). Looking at the cyclical 
fluctuations over the past two decades, Value Added Tax revenues follow quite closely 
the economic cycle, whereas among the newly proposed Own Resources the corporate 
tax is expected to experience wider fluctuations, judging from past swings in taxable 
corporate income.  

By contrast, revenues from Plastic packaging waste-related contributions can be 
considered as less cyclical as they are determined both by economic activity and by the 
policy undertaken in these areas. As regards the Emissions Trading System Own 
Resource, experience shows that the revenues from the auctioning of allowances are 
correlated with economic activity, as well as with the EU policy targets in both the 
climate mitigation and the renewables sector. Emissions Trading System revenues are 
also strongly influenced by exogenous factors such as the relative price of gas relative to 
coal. The specific evolution of the Emissions Trading System revenues in the 2013-2016 
period displayed in Figure 15 is furthermore explained by the introduction of legislative 
measures to address the surplus of allowances on the EU carbon market.  

Figure 15 – Developments of Gross National Income and (candidate) Own Resources  

 
Source: European Commission Services.  
Note: Annual % change of the respective bases on which Own Resources are (to be) calculated. EU-27 (without UK), current prices in 
EUR except for plastics (quantity). For Value Added Tax and Corporate Income Tax, the respective national tax receipts are shown; 
for Plastic, the quantity of non-recycled Plastic Packaging Waste; for Emissions Trading System, the quantity of allowances available 
for auctioning. For Gross National Income actual dynamics are depicted. 

The revenue cycles could make the different Own Resources complementary. One 
advantage of having a basket that includes a plurality of Own Resources with 
differentiated responses to the cycle is that the ups and downs in their annual revenues 
might compensate each other, contributing to a greater stability of the basket as a whole – 
and hence of EU budget revenues. However, the tax base of environmental Own 
Resource is smaller, which means that these Own Resources may only partially dampen 
the fluctuations in the more cyclical ones. 
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3. THE IN-BUILT BURDEN-SHARING MECHANISM OF EU FINANCING 

The adjustment mechanism played by the Gross National Income will be 
amplified53. The Gross National Income-contribution is determined by the difference 
between expenditure and other resources and revenues. As expenditure is decided on a 
multiannual basis, it remains quite stable and independent from national economic cycles 
(Part I). This has played a buffering role during the economic and financial crisis. For 
example, recent evolutions show that EU investment funds have played a positive role, 
maintaining public investment in those countries hit by the crisis, such as Greece, 
Portugal, Slovenia and Cyprus (Figure 16).  

Figure 16: Share of EU Investment Funds in national government investment 

 
* EU Investment fund corresponds to Heading 1 of the EU budget. 

Source: AMECO and European Commission Services 

In order to maintain the level of EU expenditure during an adverse business cycle in one 
or more Member States, Gross National Income contributions take up the slack in the 
other Own Resources. Any potential decrease of revenues needs to be compensated by a 
higher Gross National Income contribution which is shared among Member States 
according to their Gross National Income. The mechanism works already with the current 
structure of EU revenues. More cyclical revenues would amplify this mechanism.  

As a result, more cyclical revenues for the EU would better sustain national 
economies hit by potential asymmetric shocks. The greater cyclicality of revenues 
from the basket would reduce the contributions to the EU of the Member States in 
question more than proportionally (i.e. compared with Gross National Income-based 
Own Resource only), while the other Member States would share the extra burden. Thus, 
the basket would ensure an in-built capacity to provide support to one or more Member 
States hit by an asymmetric shock (see Box 7). Conversely, in the case of symmetric 
shocks the residual Gross National Income contribution would increase proportionally 
for all Member States, ensuring that the impact is equally distributed (i.e. no relief for 
specific countries).  

 

                                                 
53  For the smoothing effect of the current system, see Buettner T., Revenue smoothing by the EU funding 

system, in The Future of EU-Finances, Working Papers for the Brussels Symposium on 14 January 
2016, Edited by T. Buettner and M. Thöne. 
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Figure 17 shows what the composition of EU revenues would have been in the past 
decade if the new Own Resources had already been in place54. The more cyclical 'fiscal 
revenues' would have dropped, needing Gross National Income call rates to increase. The 
reverse would have happened in the economic recovery phase.  

Mirroring the higher cyclicality of the basket of Own Resources, the Gross National 
Income call rates would have been lower and would also have fluctuated more (see the 
lower marks in Figure 18).  

Figure 17 – Backward simulation of EU revenue composition with basket of Own Resources 

 
Source: European Commission Services 

Figure 18 – Gross National Income call rates: actual and simulated (with basket of Own 
Resources) 

 
Source: European Commission Services 

Positive economic developments would also have a distributive impact, i.e. all 
countries would benefit from increased revenues from EU instruments, but to a different 
extent. For instance, in 2015, Emissions Trading System revenues increased by EUR 1.7 
billion. Had the EU Emissions Trading System already been part of the EU Own 
Resources, by itself this revenue would have helped reduce Gross National Income-
contributions for everyone, including the most carbon intensive economies.  

Box 7: Amplifying the in-built burden sharing mechanism.  

                                                 
54  For simplicity excluding Traditional Own Resources 
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1. Assume that the total Own Resources required to finance the EU budget are constant over a 
period of time and that Gross National Income is also constant in each Member State over that 
period.  

2. In year n the Common Consolidated Corporate Tax Base revenues in country A drop sharply 
compared with n-1, e.g. by EUR 4 billion;  

3. For simplicity, assume that a 5% EU call rate on the corporate tax base is equal to one-tenth of 
national revenues: this implies an initial EUR 400-million shortfall for the EU budget; 

4. In order to offset the EUR 400 million, a differentiated basket of Own Resources would make 
it possible that the shortfall is offset entirely within the budget (e.g. through an increase in 
Common Consolidated Corporate Tax Base revenues from other countries), although it is equally 
possible that the overall impact is deepened (simultaneous decrease of several Own Resources). 
In any case, the Gross National Income contribution will play its role of balancing item: for 
simplicity, let's say that it will increase by EUR 400 million, via a proportionally higher call rate 
on every Member State. Country A will also pay a higher Gross National Income contribution, in 
proportion to its weight on the total. 

In sum, this simulation shows the interplay of two mechanisms, both relieving a country hit by an 
asymmetric shock from bearing its whole burden. Of course, in this example, country A would 
still bear nine-tenths of its revenue shortfall and pay a smaller additional Gross National Income 
contribution. This minimises the wrong incentives for country A, e.g. to avoid making high 
efforts to collect taxes. 

Although the example is fictitious, it illustrates how the mechanism could have worked during 
the recent economic and financial crisis. Had a corporate-income-based Own Resource been 
present then, the EU budget could have slightly relieved some Member States from bearing the 
burden of its revenue shock, by automatically sharing it with the other Member States not hit by 
the shock.  

4. REPORTING EU CONTRIBUTIONS IN NATIONAL BUDGETS: HETEROGENEITY 
ACROSS MEMBER STATES  

As mentioned above the EU budget is characterised by a high proportion of national 
contributions compared to other areas. These contributions aim to finance EU public 
goods as well as other more nationally based expenditures.  

At present, the description and classification of contributions to the EU budget in 
Member States' accounts and budgets vary widely. Despite the high degree of 
harmonisation of national accounts, which is framed by the Regulation on the European 
System of Accounts55, only a few Member States (notably Austria, France, Germany and 
Romania) classify EU contributions in their budget as an attribution of fiscal receipts (or 
'negative income'). Most Member States treat them as government expenditure. Some 
Member States differentiate between the Gross National Income -based contributions, the 
Value Added Tax-based contributions and the traditional Own Resources (table 3)56.  

Table 3: Overview of the treatment of contributions to the EU budget  
                                                 
55  Regulation 549/2013 of the European Parliament and the Council of 21 May 2013 on the European 

system of national and regional accounts in the European Union (ESA 2010) covers the reporting of 
public finances and specifies very precisely how the own resources should be reflected in national 
accounts: recording of taxes which are collected by national governments on behalf of the EU (e.g. 
custom duties) is prescribed in article 4.25 and recording of Value Added Tax- and Gross National 
Income-based resources is prescribed in article 4.140. 

56  How do Member States handle contributions to the EU budget in their national budgets? Study 
conducted by the Centre for European Policy Studies for the European Parliament's Committee on 
Budgets, 17.7.2014.  
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Member 
State 

Value Added Tax Gross National Income  Traditional Own 
Resource 

BE Reduction in federal 
government's receipts (an 
attribution to the sub-national 
entities)  

Government expenditure   

FR  A levy on state revenue (an 
equivalent to the attributions to 
the local governments)  

 

DE  Reduction in government income   
BG  An attribution of government 

receipts  
 

CZ   Separate government expenditure   
DK   Government expenditure   
EE   Government expenditure  
IE   Government expenditure  
ES   Central government expenditure  
IT  Central government 

expenditure  
Central government expenditure  Central government 

expenditure  
CY Expenditure (transfers) by the 

Ministry of Finance  
Expenditure (transfers) by the 
Ministry of Finance  

Expenditure (transfers) 
by the Ministry of 
Finance  

LT  Expenditure on general public 
services  

 

LU Deduction from the 
government revenues 

Government expenditure Deduction from the 
government revenues 

HR  Government expenditure 
("International membership fees 
and payments to the EU")  

 

NL Government expenditure Government expenditure Government expenditure 
(sugar levies)  

AT   Negative income (on the income 
side of the budget), i.e. a 
"reduction of earnings and 
deposits to public expenditures"  

 

PL   Government expenditure ("Own 
Resources of the European 
Union") 

 

PT   Central government expenditure  
RO  Deduction from the receipts from 

the EU budget (not an attribution 
of government revenue nor 
government expenditure)  

 

FI Government expenditure Government expenditure   
SE Government expenditure Government expenditure Government expenditure 

(customs tariffs, sugar 
fees)  

Source: based on European Parliament study (2014), How do Member States handle contributions to the EU budget in their national 
budget. 

Member States apply inconsistent accounting rules to their contributions to the EU 
budget. Although different treatments in national budgets are made neutral for the 
purpose of fiscal surveillance (i.e. they ensure compliance with the Stability and Growth 
Pact), reporting national contributions as government expenditure may have implications 
on the way the EU budget is portrayed in national political debates.  

The ratification of the Own Resources decision by national parliaments should shield it 
from interference during Member States' annual budgetary sessions: even if classified 
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under government expenditure, the transfers due to the EU should be ring-fenced from 
any spending cuts or reallocations, as well as from any spending review exercises or 
other mechanisms to attribute revenues and expenditure across levels of government. 
However, defining those transfers as an outlay of national governments may lend 
arguments to politicians who see the EU uniquely as a burden and ignore its added value.   

A more harmonised reporting at national level would herald a willingness to 
improve fiscal coherence. As the final report of the High Level Group on Own 
Resources points out, the above-mentioned inconsistencies are indicative of the 
prevailing perception of Own Resources payments as a national 'transfer' to the EU 
budget. As a step towards more fiscal coherence between the national and EU level, the 
competent authorities could treat the 'national contribution' in a more consistent manner. 
National budgets should clearly indicate that these are public revenues to be allocated to 
the EU level rather than expenditure items in competition with other public investment. 

5. SUMMARY 

The diversification of revenue sources would bring some benefits compared to the 
current system. It builds on the major improvements made in the past -  the introduction 
of the Gross National Income contribution as a balancing item – and exploits the 
mechanism in a way that would make the revenue side of the EU budget closer to EU and  
national evolutions.   

From a policy perspective, the basket of Own resources would increase the link between 
the revenue side of the EU budget and key EU policies (climate change, environment, 
Single Market).  

From a budgetary perspective, it would provide fresh money and improve the synergies 
between the revenue and expenditure side.  

From an economic perspective, the basket of new Own Resources would increase the 
flexibility of the revenue side of the EU budget given the different cyclical pattern of 
these Own Resources. Furthermore, it would amplify the in-built burden sharing 
mechanism and the smoothing effect of the EU budget and assimilate it better to national 
economic developments.  
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B 2018

Net sugar sector 
levies (80 %)

Net customs duties 
(80 %)

Total net traditional 
own resources (80 

%)

p.m.   Collection 
costs (20% of gross 

TOR)

VAT-based own 
resources 

GNI-based own 
resources 

Reduction in favour 
of: Denmark, 

Netherlands and 
Sweden

United Kingdom 
correction

Total 'national 
contributions'

Share in total 
'national 

contributions' 
(%)

(1) (2) (3)=(1)+(2) (4) (5) (6) (7) (8) (9)=(5)+(6)+(7)+(8) (10) (11)=(3)+(9)

Belgium  0   2.473.200.000   2.473.200.000   618.300.000   562.615.800   2.903.751.024   31.084.353   242.848.053   3.740.299.230  3,12%  6.213.499.230  
Bulgaria  0   88.100.000   88.100.000   22.025.000   71.622.900   328.618.305   3.517.825   27.483.181   431.242.211  0,36%  519.342.211  
Czech Republic  0   287.500.000   287.500.000   71.875.000   219.838.200   1.169.417.228   12.518.490   97.801.325   1.499.575.243  1,25%  1.787.075.243  
Denmark  0   377.700.000   377.700.000   94.425.000   342.184.800   1.988.878.554  - 120.268.697   166.334.951   2.377.129.608  1,98%  2.754.829.608  
Germany  0   4.731.600.000   4.731.600.000   1.182.900.000   2.093.050.050   22.179.140.343   237.425.396   319.035.307   24.828.651.096  20,69%  29.560.251.096  
Estonia  0   32.900.000   32.900.000   8.225.000   34.618.800   150.570.131   1.611.838   12.592.561   199.393.330  0,17%  232.293.330  
Ireland  0   305.400.000   305.400.000   76.350.000   258.161.700   1.586.323.054   16.981.424   132.668.215   1.994.134.393  1,66%  2.299.534.393  
Greece  0   177.100.000   177.100.000   44.275.000   222.046.800   1.228.008.524   13.145.704   102.701.463   1.565.902.491  1,31%  1.743.002.491  
Spain  0   1.712.500.000   1.712.500.000   428.125.000   1.588.284.900   7.831.230.835   83.832.514   654.945.669   10.158.293.918  8,47%  11.870.793.918  
France  0   1.749.800.000   1.749.800.000   437.450.000   3.133.713.300   15.579.982.522   166.782.096   1.302.993.398   20.183.471.316  16,82%  21.933.271.316  
Croatia  0   52.600.000   52.600.000   13.150.000   72.490.800   315.289.647   3.375.143   26.368.472   417.524.062  0,35%  470.124.062  
Italy  0   2.095.900.000   2.095.900.000   523.975.000   1.996.195.200   11.417.664.921   122.224.918   954.888.235   14.490.973.274  12,08%  16.586.873.274  
Cyprus  0   21.900.000   21.900.000   5.475.000   27.833.700   121.059.189   1.295.926   10.124.487   160.313.302  0,13%  182.213.302  
Latvia  0   48.000.000   48.000.000   12.000.000   34.150.500   182.476.056   1.953.387   15.260.935   233.840.878  0,19%  281.840.878  
Lithuania  0   87.400.000   87.400.000   21.850.000   52.562.400   268.745.684   2.876.895   22.475.882   346.660.861  0,29%  434.060.861  
Luxembourg  0   22.000.000   22.000.000   5.500.000   59.204.550   257.502.768   2.756.540   21.535.609   340.999.467  0,28%  362.999.467  
Hungary  0   157.000.000   157.000.000   39.250.000   157.682.400   808.637.255   8.656.378   67.628.382   1.042.604.415  0,87%  1.199.604.415  
Malta  0   13.200.000   13.200.000   3.300.000   15.690.300   68.242.993   730.534   5.707.334   90.371.161  0,08%  103.571.161  
Netherlands  0   2.746.600.000   2.746.600.000   686.650.000   469.998.750   4.798.219.225  - 705.434.085   69.019.868   4.631.803.758  3,86%  7.378.403.758  
Austria  0   221.100.000   221.100.000   55.275.000   519.125.400   2.427.051.517   25.981.335   34.911.864   3.007.070.116  2,51%  3.228.170.116  
Poland  0   705.200.000   705.200.000   176.300.000   597.816.000   3.054.180.887   32.694.690   255.428.883   3.940.120.460  3,28%  4.645.320.460  
Portugal  0   154.700.000   154.700.000   38.675.000   289.464.300   1.261.617.229   13.505.482   105.512.244   1.670.099.255  1,39%  1.824.799.255  
Romania  0   162.200.000   162.200.000   40.550.000   205.819.200   1.222.656.183   13.088.408   102.253.833   1.543.817.624  1,29%  1.706.017.624  
Slovenia  0   77.400.000   77.400.000   19.350.000   60.011.100   280.092.333   2.998.359   23.424.831   366.526.623  0,31%  443.926.623  
Slovak Republic  0   105.300.000   105.300.000   26.325.000   90.016.800   564.933.530   6.047.555   47.246.822   708.244.707  0,59%  813.544.707  
Finland  0   154.100.000   154.100.000   38.525.000   288.650.400   1.479.930.609   15.842.504   123.770.345   1.908.193.858  1,59%  2.062.293.858  
Sweden  0   548.000.000   548.000.000   137.000.000   321.624.300   3.291.292.047  - 166.217.026   47.343.511   3.494.042.832  2,91%  4.042.042.832  
United Kingdom  0   3.535.600.000   3.535.600.000   883.900.000   3.465.086.700   15.973.262.111   170.992.114  - 4.992.305.660   14.617.035.265  12,18%  18.152.635.265  

Total   0   22.844.000.000   22.844.000.000   5.711.000.000   17.249.560.050   102.738.774.704   0  0  119.988.334.754  100,00%  142.832.334.754  

Total own resources in % of GNI : p.m. own resources:  142.832.334.754  
+

142.832.334.754 other revenue:  1.848.645.936  
---------------------------= 0,91% =
15.747.670.000.000 total revenue:  144.680.980.690  

=
Ceiling of the own resources in % of GNI :  1,20 % total expenditure:  144.680.980.690  

TABLE 7

Member State

Traditional own resources (TOR) VAT- and GNI-based own resources

Total own resources

Summary of financing of the general budget by class of own resource and by Member State
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